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Allgemeine Geschäftsbedingungen

I. Allgemeines
1. Nachstehende Reparaturbedingungen 
gelten für alle Verträge und sonstigen 
Leistungen einschließlich sämtlicher 
Beratungsleistungen, die nicht Gegen-
stand eines eigenständigen Beratungs-
vertrags sind und sofern sie nicht mit der 
ausdrücklichen, schriftlichen Zustim-
mung des Auftragnehmers abgeändert 
oder ausgeschlossen werden. Sie gelten 
für Verträge, die mit Kunden geschlos-
sen werden, die Verbraucher im Sinne 
von § 13 BGB sind. Haupt- oder neben-
beruflich tätige Landwirte, die aus ihrer 
Tätigkeit Einkünfte erzielen, sind nicht 
Verbraucher im Sinne des Gesetzes.
2. Vereinbarungen zwischen dem Auf-
traggeber (Kunde) und Auftragnehmer 
(Werkstatt) sind verbindlich, wenn der 
Auftraggeber einen Auftragsschein un-
terzeichnet, der diese Reparaturbedin-
gungen enthält bzw. auf deren Aushang 
im Geschäftslokal hinweist. Dasselbe 
gilt, wenn der Auftraggeber die schrift-
liche Auftragsbestätigung mit diesen 
Bedingungen vor Beginn der Arbeiten 
erhalten hat.
3. Von diesen Bedingungen abweichen-
de Vereinbarungen sollen im Auftrags-
schein bzw. Bestätigungsschreiben auf-
genommen werden.
4. Im Auftragsschein bzw. dem Bestäti-
gungsschreiben sind die zu erbringen-
den Leistungen zumindest stichwort-
artig zu bezeichnen. Änderungen oder 
Erweiterungen des Instandsetzungs-
auftrags können auch mündlich erfol-
gen. Bei einem Wert der Änderung bzw. 
Erweiterung von mehr als 10% der ur-
sprünglich veranschlagten Kosten des 
Auftrags folgt für den Fall der münd-
lichen Absprache ein Bestätigungs-
schreiben des Auftragnehmers.
5. Die Instandsetzungsarbeiten erfolgen 
– soweit nichts anderes vereinbart ist – 
in der Werkstatt des Auftragnehmers 
(Erfüllungsort).
6. Der Auftrag umfasst die Ermächti-
gung, Unteraufträge zu erteilen, Probe-
fahrten und – soweit erforderlich – Über-
führungsfahrten vorzunehmen.
7. Soweit für den Reparaturgegenstand 
eine Zulassung nach StVZO besteht, 
übergibt der Auftraggeber dem Auftrag-
nehmer bei Erteilung des Auftrags die 
Zulassungsbescheinigung Teil 1.

II. Nichtteilnahme an der Verbraucher-
schlichtung
Der Auftragnehmer beteiligt sich nicht 
an Verbraucherschlichtungsverfahren   
nach dem Verbraucherstreitbeilegungs-
gesetz.

III. Kostenvoranschlag, Kosten für nicht 
durchgeführte Aufträge
1. Wird vor Ausführung des Auftrages ein 
Kostenvoranschlag mit verbindlichen 
Preisansätzen gewünscht, ist dies aus-
drücklich anzugeben. Ein derartiger Kos-
tenvoranschlag ist nur verbindlich, wenn 
er schriftlich abgegeben und als ver-
bindlich bezeichnet wird. Die zur Abgabe 
eines Kostenvoranschlages erbrachten 
Leistungen können dem Auftraggeber 
berechnet werden; dies gilt insbesonde-
re dann, wenn in diesem Zusammenhang 
Arbeiten an dem zu reparierenden Gerät 
(Fehlersuche etc.) durchgeführt wurden. 
Im Falle der Auftragserteilung werden 
im Rahmen der Abgabe des Kostenvor-
anschlages berechnete Leistungen nicht 
nochmals berechnet.
2. Der entstandene und zu belegen-
de Aufwand wird dem Auftraggeber 
in Rechnung gestellt (Fehlersuchzeit = 
Arbeitszeit). Wenn ein Auftrag aus Grün-
den nicht durchgeführt werden kann, die 
der Auftragnehmer nicht zu vertreten 
hat, ist der entstandene Aufwand den-
noch vom Auftraggeber zu tragen. Dies 
gilt insbesondere
a) wenn der beanstandete Fehler bei der 
Überprüfung nicht auftrat;
b) der Auftraggeber den vereinbarten 
Termin schuldhaft versäumt;
c) der Auftrag während der Durchfüh-
rung gemäß § 648 BGB gekündigt wur-
de, ohne dass hierfür ein Umstand ur-
sächlich war, den der Auftragnehmer zu 
vertreten hat.
3. Die Preisangaben im Auftragsschrei-
ben sowie beim Kostenvoranschlag ver-
stehen sich inklusive der gesetzlichen 
Umsatzsteuer.

IV. Fertigstellung
1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, ei-
nen schriftlich als verbindlich bezeichne-
ten Fertigstellungstermin einzuhalten. 
Bei später erteilen Zusatz- und Erwei-
terungsaufträgen oder bei notwendigen 
zusätzlichen Instandsetzungsarbeiten 
verschiebt sich dieser Termin jedoch 
entsprechend. Gleiches gilt, sofern die 
Verlängerung für den Auftraggeber zu-
mutbar ist. Der Auftragnehmer wird 
dem Auftraggeber den neuen Fertigstel-
lungstermin mitteilen.
2. Hält der Auftragnehmer einen schrift-
lich verbindlich zugesagten Fertigstel-
lungstermin länger als 24 Stunden aus 
von ihm zu vertretenden Gründen nicht 
ein, so hat er auf Verlangen dem Auf-
traggeber für die Zeit des Verzugs eine 
möglichst gleichwertige Ersatzmaschi-
ne bzw. ein gleichwertiges Ersatzfahr-
zeug kostenlos zur Verfügung zu stellen 

oder 80% der Kosten für die Anmietung 
einer gleichwertigen Ersatzmaschine 
bzw. eines Ersatzfahrzeugs zu erstatten. 
Ein schriftlich verbindlich zugesagter 
Fertigstellungstermin gilt nur dann als 
Fixtermin im Sinne des § 323 Abs. 2 Nr. 
2 BGB, wenn der Auftraggeber bei Ertei-
lung des Auftrags erklärt, dass er nach 
dem vereinbarten Termin kein Interes-
se mehr an der Leistung hat. Kann der 
Fertigstellungstermin infolge höherer 
Gewalt oder schwerwiegender, unver-
schuldeter und unvorhergesehener Be-
triebsstörungen, wie etwa rechtmäßige 
Streiks, Aussperrung, unverschuldetes 
Ausbleiben von Arbeitskräften oder von 
Zulieferung nicht eingehalten werden, 
besteht keine Schadenersatzpflicht. Der 
Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, 
den Auftraggeber über diese Verzö-
gerungen zu unterrichten, soweit dies 
möglich und zumutbar ist. Das gleiche 
gilt, falls sich die Fertigstellung infolge 
von Zusatz- und Ersatzaufträgen oder 
infolge notwendiger zusätzlicher In-
standsetzungsarbeiten erheblich ver-
zögert. Diese Regelungen stellen keine 
Einschränkung der Verpflichtung des 
Auftragnehmers zur sorgfältigen Aus-
wahl von Fachkräften und Vorlieferan-
ten dar. Ein gesetzliches Rücktrittsrecht 
bleibt ebenfalls unberührt.

V. Abnahme
1. Die Abnahme des Auftragsgegenstan-
des durch den Auftragnehmer erfolgt, 
soweit nichts anderes vereinbart ist, im 
Betrieb des Auftragsnehmers. Wünscht 
der Auftraggeber Abnahme und Über-
gabe an einem anderen Ort, so erfolgt 
diese auf seine Rechnung und Gefahr. 
Der Auftragnehmer ist jedoch verpflich-
tet, die erforderliche Sorgfalt bei der 
Überführung zu beachten.
2. Der Auftraggeber kommt in Verzug 
(Annahmeverzug, § 293 BGB), wenn er 
nicht innerhalb einer Woche nach Mel-
dung der Fertigstellung, Aushändigung 
oder Übersendung der Rechnung den 
Auftragsgegenstand abholt. Bei Repa-
raturarbeiten, die vereinbarungsgemäß 
innerhalb eines Arbeitstages ausgeführt 
werden, verkürzt sich die Frist auf zwei 
Tage.
3. Bei Annahmeverzug kann der Auftrag-
nehmer die ortsübliche Aufbewahrungs-
gebühr für den Auftragsgegenstand be-
rechnen. Der Auftragsgegenstand kann 
nach Ermessen des Auftragnehmers 
auch anderweitig zu den üblichen Bedin-
gungen aufbewahrt werden. Kosten und 
Gefahren der Aufbewahrung gehen zu 
Lasten des Auftraggebers.

für die Ausführung von Instandsetzungsarbeiten an Land- und Baumaschinen  
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VI. Berechnung des Auftrages und  
Zahlung
1. Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei 
Auftragserteilung eine angemessene 
Vorauszahlung zu verlangen. Die Höhe 
der Vorauszahlung richtet sich nach dem 
zu erwartenden Zeitaufwand und dem 
Wert der zu beschaffenden Materialien.
2. Bei der Berechnung von Instand-
setzungen sind sowohl im Kostenvor-
anschlag als auch in der Rechnung die 
Preise für verwendete Ersatzteile, Ma-
terialien und Sonderleistungen sowie 
die Preise für die Arbeitsleistungen je-
weils gesondert auszuweisen. Wird der 
Auftrag aufgrund eines verbindlichen 
Kostenvoranschlages ausgeführt, so ge-
nügt eine Bezugnahme auf den Kosten-
voranschlag, wobei lediglich zusätzliche 
Arbeiten besonders aufzuführen sind.
3. Die gesetzliche Umsatzsteuer geht zu 
Lasten des Auftraggebers.
4. Die Vergütung der Instandsetzungsar-
beiten ist, soweit nichts anderes verein-
bart wird, sofort bei Abnahme fällig, spä-
testens jedoch innerhalb einer Woche ab 
Zugang der Fertigstellungsanzeige und 
Aushändigung oder Übersendung der 
Rechnung.
5. Eine Aufrechnung mit Gegenforde-
rungen ist ausgeschlossen, es sei denn, 
die Gegenforderung ist vom Auftragneh-
mer anerkannt, es liegt ein rechtskräfti-
ger Titel vor oder die Gegenforderung 
ist unbestritten. Ausgenommen sind 
Gegenforderungen und Ansprüche des 
Auftraggebers aus demselben Auftrag.
6. Soweit sich der Auftraggeber mit der 
Zahlung in Verzug befindet, ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, für den fälligen 
Rechnungsbetrag Verzugszinsen mit 5% 
p.a. über dem Basiszinssatz (§ 247 BGB) 
zu berechnen. Die Verzugszinsen sind 
höher anzusetzen, wenn der Auftrag-
nehmer eine Belastung mit einem höhe-
ren Zinssatz nachweist. Sie sind niedri-
ger anzusetzen, wenn der Auftraggeber 
eine Belastung mit niedrigerem Zinssatz 
nachweist.

VII. Pfandrecht
1. Dem Auftragnehmer steht wegen sei-
ner Forderung aus dem Auftrag ein ver-
tragliches Pfandrecht an den aufgrund 
des Auftrags in seinen Besitz gelang-
ten Gegenständen zu. Das vertragliche 
Pfandrecht kann auch wegen Forderun-
gen aus früher durchgeführten Arbei-
ten, Ersatzteillieferungen und sonstigen 
Leistungen geltend gemacht werden, 
soweit sie mit dem Auftragsgegenstand 
im Zusammenhang stehen.
2. Für sonstige Ansprüche aus der Ge-
schäftsverbindung gilt das vertragliche 

Pfandrecht nur, soweit diese unbestrit-
ten sind oder ein rechtskräftiger Titel 
vorliegt und der Auftragsgegenstand 
dem Auftraggeber gehört.

VIII. Mängelansprüche
Der Auftragnehmer leistet für die in Auf-
trag gegebenen Arbeiten in folgender 
Weise Gewähr:
1. Nimmt der Auftraggeber den Auf-
tragsgegenstand trotz Kenntnis eines 
Mangels ab, so stehen ihm Gewährleis-
tungsansprüche in dem nachfolgend 
beschriebenen Umfang nur zu, wenn er 
sich diese bei Abnahme vorbehält.
2. Die Gewährleistungsfrist richtet sich 
nach den gesetzlichen Bestimmungen.
3. Es wird weiter keine Gewähr übernom-
men für Schäden, die aus nachfolgenden 
Gründen entstanden sind: Ungeeignete 
oder unsachgemäße Verwendung, feh-
lerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung 
durch den Auftraggeber oder Dritte, 
versäumte Wartungsarbeiten, wenn 
diese vom Hersteller empfohlen wer-
den, normale Abnutzung - insbesondere 
von Verschleißteilen -, fehlerhafte oder 
nachlässige Behandlung, ungeeignete 
Betriebsmittel, Austauschwerkstoffe, 
mangelhafte Bauarbeiten, ungeeigne-
ter Baugrund, chemische, elektronische 
oder elektrische Einflüsse, sofern sie 
nicht auf ein Verschulden des Auftrag-
nehmers zurückzuführen sind.
4. Die Behebung gewährleistungs-
pflichtiger Mängel erfolgt auf Kosten des 
Auftragnehmers in seinem Betrieb.
5. Wenn der Auftragnehmer die In-
standsetzung oder die Nachbesserung 
schuldhaft mangelhaft ausführt, ist der 
Auftraggeber berechtigt, von diesem die 
kostenlose Stellung einer Ersatzmaschi-
ne bzw. eines Ersatzfahrzeuges oder Er-
stattung der Kosten für die Anmietung 
einer gleichwertigen Ersatzmaschine 
bzw. eines Ersatzfahrzeuges zu verlan-
gen. In allen anderen Fällen, insbeson-
dere bei Ausschluss der Gewährleistung 
nach Ziffer VIII.3., ist ein Anspruch auf 
kostenlose Stellung einer Ersatzmaschi-
ne ausgeschlossen.
6. Bei mehrmaligem – in der Regel 
zweimaligem - Fehlschlagen der Nach-
besserung kann der Auftraggeber Her-
absetzung der Vergütung oder Rückgän-
gigmachung des Vertrages verlangen.
7. Die Beseitigung eines gewährleis-
tungspflichtigen Mangels in einer ande-
ren Fachwerkstatt bedarf der vorherigen 
Zustimmung des Auftragnehmers. Eine 
Ausnahme gilt für zwingende Notfälle; 
der Auftragnehmer ist in diesem Fall 
unverzüglich unter Angabe von Name 
und Anschrift dieser Fachwerkstatt zu 

benachrichtigen. In jedem Fall hat der 
Auftraggeber in den Auftragsschein auf-
nehmen zu lassen, dass es sich um die 
Durchführung einer Mängelbeseitigung 
des Auftragnehmers handelt und dass 
diesem ausgebaute Teile während einer 
angemessenen Frist zur Verfügung zu 
halten sind. Der Auftragnehmer ist zur 
Erstattung der dem Auftraggeber nach-
weislich entstandenen Reparaturkosten 
verpflichtet. Der Auftraggeber ist ver-
pflichtet, darauf hinzuwirken, dass die 
Kosten für die Mängelbeseitigung mög-
lichst niedrig gehalten werden.
8. Ansprüche wegen Sachmängeln hat 
der Auftraggeber beim Auftragnehmer 
geltend zu machen; bei mündlichen An-
zeigen händigt der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber eine schriftliche Bestäti-
gung über den Eingang der Anzeige aus.
9. Hat der Auftragnehmer nach den 
gesetzlichen Bestimmungen für einen 
Schaden aufzukommen, der leicht fahr-
lässig verursacht wurde, so haftet der 
Auftragnehmer beschränkt: Die Haftung 
besteht nur bei Verletzung vertragswe-
sentlicher Pflichten, etwa solcher, die 
der Auftrag dem Auftragnehmer nach 
seinem Inhalt und Zweck gerade auf-
erlegen will oder deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des 
Auftrags überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Auftraggeber 
regelmäßig vertraut und vertrauen darf. 
Diese Haftung ist auf den bei Vertrags-
abschluss vorhersehbaren typischen 
Schaden begrenzt. Ausgeschlossen ist 
die persönliche Haftung der gesetzli-
chen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Auftragneh-
mers für von ihnen durch leichte Fahr-
lässigkeit verursachte Schäden.
Die Haftungserleichterung in dieser Zif-
fer 9 gilt nicht für Schäden, die auf einer 
grob fahrlässigen oder vorsätzlichen 
Verletzung von Pflichten des Auftrag-
nehmers, seines gesetzlichen Vertreters 
oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen 
sowie bei Verletzung von Leben, Körper 
oder Gesundheit.

IX. Haftung für sonstige Schäden
1. Die Haftung für den Verlust von Geld 
und Wertsachen jeglicher Art, die nicht 
ausdrücklich in Verwahrung genommen 
sind, ist ausgeschlossen.
2. Sonstige Ansprüche des Auftragge-
bers, die nicht in Abschnitt VII. „Haftung 
für Sachmängel“ geregelt sind, verjähren 
in der regelmäßigen Verjährungsfrist.
3. Für Schadensersatzansprüche gegen 
den Auftragnehmer gelten die Regelun-
gen in Abschnitt IX. „Haftung - Probe-
fahrt“, Ziffer 1 und 2 entsprechend.

Allgemeine Geschäftsbedingungen
für die Ausführung von Instandsetzungsarbeiten an Land- und Baumaschinen  
an Verbraucher
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X. Haftung – Probefahrt
1. Die Haftung des Auftragnehmers 
richtet sich nach den gesetzlichen Be-
stimmungen. Diese ist jedoch – gleich-
gültig aus welchem Rechtsgrund 
– ausgeschlossen, soweit eine nicht we-
sentliche Pflichtverletzung vorliegt, die 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
begangen wurde. Dies gilt nicht, soweit 
Schäden an Leben, Körper oder Gesund-
heit entstanden sind oder zugunsten des 
Auftragnehmers eine Haftpflichtver-
sicherungsdeckung besteht. In diesem 
Fall tritt der Auftragnehmer seinen An-
spruch gegenüber der Versicherung an 
den Auftraggeber ab.
2.Hat der Auftragnehmer nach den ge-
setzlichen Bestimmungen für einen 
Schaden aufzukommen, der leicht fahr-
lässig verursacht wurde, so haftet der 
Auftragnehmer beschränkt: Die Haftung 
besteht nur bei Verletzung vertragswe-
sentlicher Pflichten, etwa solcher, die 
der Auftrag dem Auftragnehmer nach 
seinem Inhalt und Zweck gerade auf-
erlegen will oder deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des 
Auftrags überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Auftraggeber 
regel-mäßig vertraut und vertrauen darf. 
Diese Haftung ist auf den bei Vertrags-
abschluss vorhersehbaren typischen 
Schaden begrenzt.
3. Das Risiko einer Probefahrt geht zu 
Lasten des Auftraggebers, wenn er 
selbst oder sein Beauftragter das Fahr-
zeug während der Probefahrt lenkt.

XI. Eigentumsvorbehalt und ersetzte 
Teile
1. An allen eingebauten Ersatz- und Zu-
behörteilen sowie Tauschaggregaten, 
welche nicht wesentliche Bestandteile 
des Auftraggegenstandes geworden 
sind, behält sich der Auftragnehmer bis 
zur voll-ständigen Bezahlung aller Repa-
raturrechnungen das Eigentum vor.
2. Wenn nichts anderes vereinbart wor-
den ist, gehen ersetzte Teile in das Ei-
gentum des Auftragnehmers über.

XII. Erfüllungsort
Für sämtliche sich aus dem Rechtsver-
hältnis zwischen Auftraggeber und Auf-
tragnehmer ergebenden Streitigkeiten 
ist für den Erfüllungsort der Ort maß-
geblich, an dem die Instandsetzungs-
arbeiten ausgeführt werden.

XIII. Salvatorische Klausel
Sollten einzelne Bestimmungen dieses 
Vertrages unwirksam oder undurchführ-
bar sein oder nach Vertragsschluss un-
wirksam oder undurchführbar werden, 

bleibt davon die Wirksamkeit des Vertra-
ges im Übrigen unberührt. An die Stelle 
der unwirksamen oder undurchführba-
ren Bestimmung soll diejenige wirksa-
me und durchführbare Regelung treten, 
deren Wirkungen der wirtschaftlichen 
Zielsetzung am nächsten kommen, die 
die Vertragsparteien mit der unwirk-
samen bzw. undurchführbaren Bestim-
mung verfolgt haben. Die vorstehenden 
Bestimmungen gelten entsprechend 
für den Fall, dass sich der Vertrag als lü-
ckenhaft erweist.

XIV. Datenschutz
Die Datenverarbeitung erfolgt zur Ver-
tragsdurchführung und zur Direktwer-
bung und beruht auf Art. 6 Abs. 1 b), f) 
DSGVO. Eine Weitergabe der Daten an 
Dritte findet ausschließlich im Rahmen 
und zum Zweck von Bonitätsauskünften 
an entsprechende Auskunfteien statt. 
Die Daten werden gelöscht, sobald sie 
für die Zweckerfüllung nicht mehr erfor-
derlich sind. Der Auftraggeber kann der 
Verwendung seiner Daten zum Zweck 
der Direktwerbung jederzeit widerspre-
chen und ist berechtigt, Auskunft über 
die beim Auftragnehmer gespeicherten 
Daten zu beantragen sowie Berichtigung 
oder Löschung der Daten zu fordern. 
Darüber hinaus hat der Auftraggeber 
ein Beschwerderecht bei der Aufsichts-
behörde (Landesbeauftragter für den 
Datenschutz).

Allgemeine Geschäftsbedingungen
für die Ausführung von Instandsetzungsarbeiten an Land- und Baumaschinen  
an Verbraucher



 Stand November 2025  | Seite 1 von 3

Allgemeine Geschäftsbedingungen
für die Ausführung von Instandsetzungsarbeiten an Land- und Baumaschinen  
an gewerbliche Kunden

I. Allgemeines - Auftragserteilung
1. Nachstehende Reparaturbedingungen 
gelten für alle Verträge und sonstigen 
Leistungen einschließlich sämtlicher 
Beratungsleistungen, die nicht Gegen-
stand eines eigenständigen Beratungs-
vertrags sind und sofern sie nicht mit 
der ausdrücklichen, schriftlichen Zu-
stimmung des Auftragnehmers abge-
ändert oder ausgeschlossen werden. 
Sie gelten für Verträge, die mit Kunden 
geschlossen wer-den, die Unterneh-
mer im Sinne von § 14 BGB, juristische 
Personen des öffentlichen Rechts oder 
öffentlich-rechtliche Sondervermögen 
sind. Haupt- oder nebenberuflich tätige 
Landwirte, die aus ihrer Tätigkeit Ein-
künfte erzielen, sind nicht Verbraucher 
im Sinne des Gesetzes.
2. Vereinbarungen zwischen dem Auf-
traggeber (Kunde) und Auftragnehmer 
(Werkstatt) sind verbindlich, wenn der 
Auftraggeber einen Auftragsschein 
unterzeichnet, der diese Bedingungen 
enthält bzw. auf deren Aushang im Ge-
schäftslokal hinweist. Dasselbe gilt, 
wenn der Auftraggeber die schriftliche 
Auftragsbestätigung mit diesen Bedin-
gungen vor Beginn der Arbeiten erhalten 
hat.
3. Von diesen Bedingungen abweichen-
de Vereinbarungen sollen im Auftrags-
schein bzw. Bestätigungs-schreiben 
aufgenommen werden.
4. Im Auftragsschein bzw. dem Bestäti-
gungsschreiben sind die zu erbringen-
den Leistungen zumindest stichwort-
artig zu bezeichnen. Änderungen oder 
Erweiterungen des Instandsetzungs-
auftrags können auch mündlich erfol-
gen. Bei einem Wert der Änderung bzw. 
Erweiterung von mehr als 10% der ur-
sprünglich veranschlagten Kosten des 
Auftrags folgt für den Fall der münd-
lichen Absprache ein Bestätigungs-
schreiben des Auftragnehmers.
5. Die Instandsetzungsarbeiten erfolgen 
– soweit nichts anderes vereinbart ist – 
in der Werkstatt des Auftragnehmers 
(Erfüllungsort).
6. Der Auftrag umfasst die Ermächti-
gung, Unteraufträge zu erteilen, Probe-
fahrten und – soweit erforderlich – Über-
führungsfahrten vorzunehmen.
7. Soweit für den Reparaturgegenstand 
eine Zulassung nach StVZO besteht, 
übergibt der Auftraggeber dem Auftrag-
nehmer bei Erteilung des Auftrags die 
Zulassungsbescheinigung Teil I.

II. Kostenvoranschlag, Kosten für nicht 
durchgeführte Aufträge
1. Wird vor Ausführung des Auftrages ein 
Kostenvoranschlag mit verbindlichen 

Preisansätzen gewünscht, ist dies aus-
drücklich anzugeben. Ein derartiger Kos-
tenvoranschlag ist nur verbindlich, wenn 
er schriftlich abgegeben und als ver-
bindlich bezeichnet wird. Die zur Abgabe 
eines Kostenvoranschlages erbrachten 
Leistungen können dem Auftraggeber 
berechnet werden; dies gilt insbesonde-
re dann, wenn in diesem Zusammenhang 
Arbeiten an dem zu reparierenden Gerät 
(Fehlersuche etc.) durchgeführt wurden. 
Im Falle der Auftragserteilung werden 
im Rahmen der Abgabe des Kostenvor-
anschlages berechnete Leistungen nicht 
nochmals berechnet.
2. Der entstandene und zu belegen-
de Aufwand wird dem Auftraggeber 
in Rechnung gestellt (Fehlersuchzeit = 
Arbeitszeit). Wenn ein Auftrag aus Grün-
den nicht durchgeführt werden kann, die 
der Auftragnehmer nicht zu vertreten 
hat, ist der entstandene Aufwand den-
noch vom Auftraggeber zu tragen. Dies 
gilt insbesondere
a) wenn der beanstandete Fehler bei der 
Überprüfung nicht auftrat;
b) der Auftraggeber den vereinbarten 
Termin schuldhaft versäumt;
c) der Auftrag während der Durchfüh-
rung gemäß § 648 BGB gekündigt wur-
de, ohne dass hierfür ein Umstand ur-
sächlich war, den der Auftragnehmer zu 
vertreten hat.
3. Zu Preisangaben im Auftragsschrei-
ben sowie beim Kostenvoranschlag ist 
jeweils die Umsatzsteuer auszuweisen.

III. Fertigstellung
1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, ei-
nen schriftlich als verbindlich bezeichne-
ten Fertigstellungstermin einzuhalten. 
Bei später erteilen Zusatz- und Erwei-
terungsaufträgen oder bei notwendigen 
zusätzlichen Instandsetzungsarbeiten 
verlängert sich dieser Termin jedoch 
entsprechend. Gleiches gilt, sofern die 
Verlängerung für den Auftraggeber zu-
mutbar ist. Der Auftragnehmer wird 
dem Auftraggeber den neuen Fertigstel-
lungstermin mitteilen.
2. Hält der Auftragnehmer einen schrift-
lich verbindlich zugesagten Fertigstel-
lungstermin länger als 24 Stunden aus 
von ihm zu vertretenden Gründen nicht 
ein, so hat er auf Verlangen dem Auf-
traggeber für die Zeit des Verzugs eine 
möglichst gleichwertige Ersatzmaschi-
ne bzw. ein gleichwertiges Ersatzfahr-
zeug kostenlos zur Verfügung zu stellen 
oder 80% der Kosten für die Anmietung 
einer gleichwertigen Ersatzmaschine 
bzw. eines Ersatzfahrzeugs zu erstatten. 
Ein schriftlich verbindlich zugesagter 
Fertigstellungstermin gilt nur dann als 

Fixtermin im Sinne des § 323 Abs. 2 Nr. 
2 BGB, wenn der Auftraggeber bei Ertei-
lung des Auftrags erklärt, dass er nach 
dem vereinbarten Termin kein Interes-
se mehr an der Leistung hat. Kann der 
Fertigstellungstermin infolge höherer 
Gewalt oder schwerwiegender, unver-
schuldeter und unvorhergesehener Be-
triebsstörungen, wie etwa rechtmäßige 
Streiks, Aussperrung, unverschuldetes 
Ausbleiben von Arbeitskräften oder von 
Zulieferung nicht eingehalten werden, 
besteht keine Schadenersatzpflicht. Der 
Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, 
den Auftraggeber über diese Verzö-
gerungen zu unterrichten, soweit dies 
möglich und zumutbar ist. Das gleiche 
gilt, falls sich die Fertigstellung infolge 
von Zusatz- und Ersatzaufträgen oder 
infolge notwendiger zusätzlicher In-
standsetzungsarbeiten erheblich ver-
zögert. Diese Regelungen stellen keine 
Einschränkung der Verpflichtung des 
Auftragnehmers zur sorgfältigen Aus-
wahl von Fachkräften und Vorlieferan-
ten dar. Ein gesetzliches Rücktrittsrecht 
bleibt ebenfalls unberührt.

IV. Abnahme
1. Die Abnahme des Auftragsgegenstan-
des durch den Auftragnehmer erfolgt, 
soweit nichts anderes vereinbart ist, im 
Betrieb des Auftragsnehmers. Wünscht 
der Auftraggeber Abnahme und Über-
gabe an einem anderen Ort, so erfolgt 
diese auf seine Rechnung und Gefahr. 
Der Auftragnehmer ist jedoch verpflich-
tet, die erforderliche Sorgfalt bei der 
Überführung zu beachten.
2. Der Auftraggeber kommt mit der Ab-
nahme in Verzug (Annahmeverzug), 
wenn er nicht innerhalb einer Woche 
nach Meldung der Fertigstellung, Aus-
händigung oder Übersendung der Rech-
nung den Auftragsgegenstand abholt. 
Bei Reparaturarbeiten, die vereinba-
rungsgemäß innerhalb eines Arbeitsta-
ges ausgeführt werden, verkürzt sich die 
Frist auf zwei Tage.
3. Bei Annahmeverzug kann der Auftrag-
nehmer die ortsübliche Aufbewahrungs-
gebühr für den Auftragsgegenstand be-
rechnen. Der Auftragsgegenstand kann 
nach Ermessen des Auftragnehmers 
auch anderweitig zu den üblichen Bedin-
gungen aufbewahrt werden. Kosten und 
Gefahren der Aufbewahrung gehen zu 
Lasten des Auftraggebers.

V. Berechnung des Auftrages und  
Zahlung
1. Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei 
Auftragserteilung eine angemessene 
Vorauszahlung zu verlangen. Die Höhe 
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der Vorauszahlung richtet sich nach dem 
zu erwartenden Zeitaufwand und dem 
Wert der zu beschaffenden Materialien.
2. Bei der Berechnung von Instand-
setzungen sind sowohl im Kostenvor-
anschlag als auch in der Rechnung die 
Preise für verwendete Ersatzteile, Ma-
terialien und Sonderleistungen sowie 
die Preise für die Arbeitsleistungen je-
weils gesondert auszuweisen. Wird der 
Auftrag aufgrund eines verbindlichen 
Kostenvoranschlages ausgeführt, so ge-
nügt eine Bezugnahme auf den Kosten-
voranschlag, wobei lediglich zusätzliche 
Arbeiten besonders aufzuführen sind.
3. Die gesetzliche Umsatzsteuer geht zu 
Lasten des Auftraggebers.
4. Die Vergütung der Instandsetzungsar-
beiten ist, soweit nichts anderes verein-
bart wird, sofort bei Abnahme fällig, spä-
testens jedoch innerhalb einer Woche ab 
Zugang der Fertigstellungsanzeige und 
Aushändigung oder Übersendung der 
Rechnung.
5. Eine Aufrechnung mit Gegenforde-
rungen ist ausgeschlossen, es sei denn, 
die Gegenforderung ist vom Auftragneh-
mer anerkannt, es liegt ein rechtskräfti-
ger Titel vor oder die Gegenforderung 
ist unbestritten. Ausgenommen sind 
Gegenforderungen und Ansprüche des 
Auftraggebers aus demselben Auftrag.
6. Soweit sich der Auftraggeber mit der 
Zahlung in Verzug befindet, ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, für den fälligen 
Rechnungsbetrag Verzugszinsen mit 9% 
p.a. über dem Basiszinssatz (§ 247 BGB) 
zu berechnen. Die Verzugszinsen sind 
höher anzusetzen, wenn der Auftrag-
nehmer eine Belastung mit einem höhe-
ren Zinssatz nachweist. Sie sind niedri-
ger anzusetzen, wenn der Auftraggeber 
eine Belastung mit niedrigerem Zinssatz 
nachweist. 

VI. Pfandrecht
1. Dem Auftragnehmer steht wegen sei-
ner Forderung aus dem Auftrag ein ver-
tragliches Pfandrecht an den aufgrund 
des Auftrags in seinen Besitz gelang-
ten Gegenständen zu. Das vertragliche 
Pfandrecht kann auch wegen Forderun-
gen aus früher durchgeführten Arbei-
ten, Ersatzteillieferungen und sonstigen 
Leistungen geltend gemacht werden, 
soweit sie mit dem Auftragsgegenstand 
im Zusammenhang stehen.
2. Für sonstige Ansprüche aus der Ge-
schäftsverbindung gilt das vertragliche 
Pfandrecht nur, soweit diese unbestrit-
ten sind oder ein rechtskräftiger Titel 
vorliegt und der Auftragsgegenstand 
dem Auftraggeber gehört.

VII. Mängelansprüche
Der Auftragnehmer leistet für die in Auf-
trag gegebenen Arbeiten in folgender 
Weise Gewähr:
1. Nimmt der Auftraggeber den Auf-
tragsgegenstand trotz Kenntnis eines 
Mangels ab, so stehen ihm Gewährleis-
tungsansprüche in dem nachfolgend 
beschriebenen Umfang nur zu, wenn er 
sich diese bei Abnahme vorbehält.
2. Die Gewährleistungsfrist beträgt 12 
Monate ab dem Zeitpunkt der Abnahme.
3. Offensichtliche Mängel sind dem Auf-
tragnehmer unverzüglich nach ihrer 
Feststellung schriftlich anzuzeigen und 
genau zu bezeichnen.
4. Es wird weiter keine Gewähr übernom-
men für Schäden, die aus nachfolgenden 
Gründen entstanden sind: Ungeeignete 
oder unsachgemäße Verwendung, feh-
lerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung 
durch den Auftraggeber oder Dritte, 
versäumte Wartungsarbeiten, wenn 
diese vom Hersteller empfohlen wer-
den, normale Abnutzung - insbesondere 
von Verschleißteilen -, fehlerhafte oder 
nachlässige Behandlung, ungeeignete 
Betriebsmittel, Austauschwerkstoffe, 
mangelhafte Bauarbeiten, ungeeigne-
ter Baugrund, chemische, elektronische 
oder elektrische Einflüsse, sofern sie 
nicht auf ein Verschulden des Auftrag-
nehmers zurückzuführen sind.
5. Die Behebung gewährleistungs-
pflichtiger Mängel erfolgt auf Kosten 
des Auftragnehmers in seinem Betrieb. 
Abschleppkosten werden vom Auftrag-
nehmer nicht übernommen.
6. Wenn der Auftragnehmer die In-
standsetzung oder die Nachbesserung 
schuldhaft mangelhaft aus-führt, ist der 
Auftraggeber berechtigt, von diesem 
die kostenlose Stellung einer Ersatz-
maschine bzw. eines Ersatzfahrzeuges 
oder Erstattung von 80 % der Kosten 
für die Anmietung einer gleich-wertigen 
Ersatzmaschine bzw. eines Ersatzfahr-
zeuges zu verlangen. In allen anderen 
Fällen, insbesondere bei Ausschluss der 
Gewährleistung nach Ziffer VII.4., ist ein 
Anspruch auf kostenlose Stellung einer 
Ersatzmaschine ausgeschlossen.
7. Bei mehrmaligem – in der Regel zwei-
maligem - Fehlschlagen der Nach-
besserung kann der Auftraggeber 
Herabsetzung der Vergütung oder Rück-
gängigmachung des Vertrages verlan-
gen.
8. Die Beseitigung eines gewährleis-
tungspflichtigen Mangels in einer ande-
ren Fachwerkstatt bedarf der vorherigen 
Zustimmung des Auftragnehmers. Eine 
Ausnahme gilt für zwingende Notfälle; 
der Auftragnehmer ist in diesem Fall 

unverzüglich unter Angabe von Name 
und Anschrift dieser Fachwerkstatt zu 
benachrichtigen. In jedem Fall hat der 
Auftraggeber in den Auftragsschein auf-
nehmen zu lassen, dass es sich um die 
Durchführung einer Mängelbeseitigung 
des Auftragnehmers handelt und dass 
diesem ausgebaute Teile während einer 
angemessenen Frist zur Verfügung zu 
halten sind. Der Auftragnehmer ist zur 
Erstattung der dem Auftraggeber nach-
weislich entstandenen Reparaturkosten 
verpflichtet. Der Auftraggeber ist ver-
pflichtet, darauf hinzuwirken, dass die 
Kosten für die Mängelbeseitigung mög-
lichst niedrig gehalten werden.
9. Es wird keine Gewähr für Schäden 
übernommen, die entgegen VII.3. nicht 
unverzüglich vom Auftraggeber gemel-
det wurden.
10. Ansprüche wegen Sachmängeln hat 
der Auftraggeber beim Auftragnehmer 
geltend zu machen; bei mündlichen An-
zeigen händigt der Auftragnehmer dem 
Auftraggeber eine schriftliche Bestäti-
gung über den Eingang der Anzeige aus.
11. Hat der Auftragnehmer nach den 
gesetzlichen Bestimmungen für einen 
Schaden aufzukommen, der leicht fahr-
lässig verursacht wurde, so haftet der 
Auftragnehmer beschränkt: Die Haftung 
besteht nur bei Verletzung vertragswe-
sentlicher Pflichten, etwa solcher, die 
der Auftrag dem Auftragnehmer nach 
seinem Inhalt und Zweck gerade auf-
erlegen will oder deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des 
Auftrags überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Auftraggeber 
regelmäßig vertraut und vertrauen darf. 
Diese Haftung ist auf den bei Vertrags-
abschluss vorhersehbaren typischen 
Schaden begrenzt. Ausgeschlossen ist 
die persönliche Haftung der gesetzli-
chen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Auftragneh-
mers für von ihnen durch leichte Fahr-
lässigkeit verursachte Schäden.
12. Ansprüche des Auftraggebers wegen 
Sachmängeln verjähren in einem Jahr ab 
Abnahme des Auftragsgegenstandes.
13. Die Haftungserleichterungen und 
Verjährungsverkürzungen in Ziffern 11 
und 12 gelten nicht für Schäden, die auf 
einer grob fahrlässigen oder vorsätzli-
chen Verletzung von Pflichten des Auf-
tragnehmers, seines gesetzlichen Ver-
treters oder seines Erfüllungsgehilfen 
beruhen sowie bei Verletzung von Leben, 
Körper oder Gesundheit.

VIII. Haftung für sonstige Schäden
1. Die Haftung für den Verlust von Geld 
und Wertsachen jeglicher Art, die nicht 
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ausdrücklich in Verwahrung genommen 
sind, ist ausgeschlossen.
2. Sonstige Ansprüche des Auftragge-
bers, die nicht in Abschnitt VII. „Haftung 
für Sachmängel“ geregelt sind, verjähren 
in der regelmäßigen Verjährungsfrist.
3. Für Schadensersatzansprüche gegen 
den Auftragnehmer gelten die Regelun-
gen in Abschnitt IX. „Haftung - Probe-
fahrt“, Ziffer 1 und 2 entsprechend.

IX. Haftung – Probefahrt
1. Die Haftung des Auftragnehmers 
richtet sich nach den gesetzlichen Be-
stimmungen. Diese ist jedoch – gleich-
gültig aus welchem Rechtsgrund 
– ausgeschlossen, soweit eine nicht we-
sentliche Pflichtverletzung vorliegt, die 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
begangen wurde. Dies gilt nicht, soweit 
Schäden an Leben, Körper oder Gesund-
heit entstanden sind oder zugunsten des 
Auftragnehmers eine Haftpflichtver-
sicherungsdeckung besteht. In diesem 
Fall tritt der Auftragnehmer seinen An-
spruch gegenüber der Versicherung an 
den Auftraggeber ab.
2. Hat der Auftragnehmer nach den 
gesetzlichen Bestimmungen für einen 
Schaden aufzukommen, der leicht fahr-
lässig verursacht wurde, so haftet der 
Auftragnehmer beschränkt: Die Haftung 
besteht nur bei Verletzung vertragswe-
sentlicher Pflichten, etwa solcher, die 
der Auftrag dem Auftragnehmer nach 
seinem Inhalt und Zweck gerade auf-
erlegen will oder deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des 
Auftrags überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Auftraggeber 
regelmäßig vertraut und vertrauen darf. 
Diese Haftung ist auf den bei Vertrags-
abschluss vorhersehbaren typischen 
Schaden begrenzt.
3. Das Risiko einer Probefahrt geht zu 
Lasten des Auftraggebers, wenn er 
selbst oder sein Beauftragter das Fahr-
zeug während der Probefahrt lenkt.

X Eigentumsvorbehalt und ersetzte  
Teile
1. An allen eingebauten Ersatz- und Zu-
behörteilen sowie Tauschaggregaten, 
welche nicht wesentliche Bestandteile 
des Auftraggegenstandes geworden 
sind, behält sich der Auftragnehmer bis 
zur vollständigen Bezahlung aller Repa-
raturrechnungen das Eigentum vor.
2. Wenn nichts anderes vereinbart wor-
den ist, gehen ersetzte Teile in das Ei-
gentum des Auftragnehmers über.

XI. Erfüllungsort und Gerichtsstand
1. Für sämtliche sich aus dem Rechts-
verhältnis zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer ergebenden gegenwär-
tigen und zukünftigen Streitigkeiten ist 
für den Gerichtsstand der Ort maßgeb-
lich, an dem die Instandsetzungsarbei-
ten ausgeführt werden (Erfüllungsort, § 
29 ZPO).
2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn 
der Auftraggeber keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat, nach Ver-
tragsabschluss seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem 
Inland verlegt oder sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt 
ist.

XII. Salvatorische Klausel
Sollten einzelne Bestimmungen dieses 
Vertrages unwirksam oder undurchführ-
bar sein oder nach Vertragsschluss un-
wirksam oder undurchführbar werden, 
bleibt davon die Wirksamkeit des Vertra-
ges im Übrigen unberührt. An die Stelle 
der unwirksamen oder undurchführba-
ren Bestimmung soll diejenige wirksa-
me und durchführbare Regelung treten, 
deren Wirkungen der wirtschaftlichen 
Zielsetzung am nächsten kommen, die 
die Vertragsparteien mit der unwirk-
samen bzw. undurchführbaren Bestim-
mung verfolgt haben. Die vorstehenden 
Bestimmungen gelten entsprechend 
für den Fall, dass sich der Vertrag als lü-
ckenhaft erweist.

XIII. Datenschutz
Die Datenverarbeitung erfolgt zur Ver-
tragsdurchführung und zur Direktwer-
bung und beruht auf Art. 6 Abs. 1 b), f) 
DSGVO. Eine Weitergabe der Daten an 
Dritte findet ausschließlich im Rahmen 
und zum Zweck von Bonitätsauskünften 
an entsprechende Auskunfteien statt. 
Die Daten werden gelöscht, sobald sie 
für die Zweckerfüllung nicht mehr erfor-
derlich sind. Der Auftraggeber kann der 
Verwendung seiner Daten zum Zweck 
der Direktwerbung jederzeit widerspre-
chen und ist berechtigt, Auskunft über 
die beim Auftragnehmer gespeicherten 
Daten zu beantragen sowie Berichtigung 
oder Löschung der Daten zu fordern. 
Darüber hinaus hat der Auftraggeber 
ein Beschwerderecht bei der Aufsichts-
behörde (Landesbeauftragter für den 
Datenschutz).
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Allgemeine Geschäftsbedingungen
für die Lieferung von neuen und gebrauchten Land- und Baumaschinen  
an Verbraucher

I. Allgemeines
1. Nachstehende Lieferbedingungen 
gelten für alle Verträge, Lieferungen 
und sonstigen Leistungen, einschließ-
lich sämtlicher Beratungsleistungen, die 
nicht Gegenstand eines eigenständigen 
Beratungsvertrags sind und sofern sie 
nicht mit der ausdrücklichen, schrift-
lichen Zustimmung des Verkäufers ab-
geändert oder ausgeschlossen werden. 
Sie gelten für Verträge, die mit Kunden 
geschlossen werden, die Verbraucher 
im Sinne von § 13 BGB sind. Haupt- oder 
nebenberuflich tätige Landwirte, die aus 
ihrer Tätigkeit Einkünfte erzielen, sind 
nicht Verbraucher im Sinne des Geset-
zes.
2. Bedingungen des Käufers werden 
auch dann nicht Vertragsbestandteil, 
wenn ihnen der Verkäufer nicht noch-
mals widerspricht und die vertraglich 
geschuldete Lieferung/Leistung vorbe-
haltlos erbringt.

II. Nichtteilnahme an der Verbraucher-
schlichtung
Der Verkäufer beteiligt sich nicht an Ver-
braucherschlichtungsverfahren nach 
dem Verbraucherstreitbeilegungsge-
setz.

III. Angebot und Lieferumfang
1. Angebote des Verkäufers sind stets 
freibleibend. Die zu dem Angebot ge-
hörenden Unterlagen wie Abbildungen, 
Zeichnungen, Gewichts- und Maßan-
gaben sind nur annähernd maßgebend, 
soweit sie nicht ausdrücklich als ver-
bindlich bezeichnet sind. Leistungen 
und Betriebskosten werden als Durch-
schnittswerte angegeben. An Kosten-
voranschlägen, Zeichnungen und ande-
ren Unterlagen behält sich der Verkäufer 
Eigentums- und Urheberrechte vor; sie 
dürfen Dritten nicht zugänglich gemacht 
werden.
2. Der Käufer ist an die Bestellung bei 
Landmaschinen höchstens vier Wo-
chen gebunden. Der Kaufvertrag ist ab-
geschlossen, wenn der Verkäufer die 
Annahme der Bestellung des näher be-
zeichneten Kaufgegenstandes innerhalb 
dieser Frist schriftlich bestätigt hat oder 
die Lieferung ausgeführt ist. Der Verkäu-
fer ist jedoch verpflichtet, eine etwaige 
Ablehnung der Bestellung unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen.
3. Sämtliche zwischen Verkäufer und 
Käufer getroffenen Vereinbarungen sind 
im jeweiligen Liefervertrag schriftlich 
niederzulegen. Dies gilt auch für Neben-
abreden und Zusicherungen. Nachträg-
liche Vertragsänderungen, die mündlich 
vereinbart werden, werden von den Ver-

tragsparteien zeitnah schriftlich fixiert 
und als Ergänzung dem Liefervertrag 
hinzugefügt.

IV. Preis und Zahlung
1. Die Preise gelten mangels besonderer 
Vereinbarung ab Lager des Verkäufers 
oder bei Versendung vom Herstellerwerk 
aus ab Werk. Die angegebenen Preise 
enthalten nicht die Liefer- und Versand-
kosten. Die Preise verstehen sich zuzüg-
lich der geltenden Umsatzsteuer. An den 
vereinbarten Preis ist der Verkäufer vier 
Monate gebunden. Soll die Lieferung 
mehr als vier Monate nach Vertragsab-
schluss erfolgen, ist der Verkäufer bei 
Preiserhöhungen seiner Vorlieferanten 
oder unerwarteten Steigerungen von 
Lohn- und Transportkosten berechtigt, 
Verhandlungen über eine Neufestset-
zung des Preises zu verlangen. Mehrauf-
wendungen, die dem Verkäufer durch 
den Annahmeverzug des Käufers ent-
stehen, kann er vom Käufer ersetzt ver-
langen.
2. Mangels besonderer Vereinbarung ist 
die Zahlung bei Lieferung oder Bereit-
stellung und Erhalt der Rechnung ohne 
jeden Abzug innerhalb von 12 Tagen frei 
Zahlstelle des Verkäufers zu leisten. Die 
dem Käufer aus § 320 BGB zustehen-
den Zurückbehaltungsrechte werden 
hierdurch nicht berührt. Skonti-Zusa-
gen gelten nur für den Fall, dass sich der 
Käufer mit der Bezahlung früherer Liefe-
rungen nicht im Rückstand befindet.
3. Die Aufrechnung mit etwaigen vom 
Verkäufer bestrittenen oder nicht rechts-
kräftig festgestellten Gegenansprüchen 
des Käufers ist nicht statthaft. Ein Zu-
rückbehaltungsrecht kann der Käufer 
nur geltend machen, soweit es auf An-
sprüchen aus dem Kaufvertrag beruht. 
Wenn eine Mängelrüge geltend gemacht 
wird, dürfen Zahlungen des Käufers in 
einem Umfang zurückgehalten werden, 
die in einem angemessenen Verhältnis 
zu den aufgetretenen Mängeln stehen.
4. Zahlungen dürfen an Angestellte des 
Verkäufers nur erfolgen, wenn diese eine 
gültige Inkassovollmacht vorweisen.

V. Lieferfristen und Verzug
1. Lieferfristen und Termine sind nur 
dann verbindlich vereinbart, wenn sie 
vom Verkäufer ausdrücklich so bezeich-
net worden sind. Die Lieferfrist beginnt 
mit Zustandekommen des Vertrages, je-
doch nicht vor der Beibringung etwaiger 
vom Käufer zu beschaffenden Unterla-
gen, Genehmigungen, Freigaben sowie 
vor Eingang einer vereinbarten Anzah-
lung.
2. Richtige und rechtzeitige Selbstbelie-

ferung ist vorbehalten.
3. Die Lieferfrist verlängert sich ange-
messen bei Maßnahmen im Rahmen 
rechtmäßiger Arbeitskämpfe, insbe-
sondere Streiks und Aussperrung so-
wie beim Eintritt unvorhergesehener 
Hindernisse, welche außerhalb des Ein-
flussbereichs des Verkäufers oder seiner 
Erfüllungsgehilfen liegen (wie Z.B. Krieg, 
Naturkatastrophen, Pandemien), soweit 
solche Hindernisse nachweislich auf die 
Lieferung des verkauften Gegenstandes 
von Einfluss sind.
4. Entsprechendes gilt, wenn der Ver-
käufer seinerseits nicht rechtzeitig be-
liefert wird. Der Verkäufer ist zum Rück-
tritt berechtigt, wenn der Hersteller ihn 
nicht beliefert. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn die Nichtlieferung vom Verkäufer 
zu vertreten ist (z. B. Zahlungsverzug).
5. Die Einhaltung der Lieferfrist setzt die 
Erfüllung der Vertragspflichten des Käu-
fers voraus.
6. Wenn dem Käufer wegen einer Ver-
zögerung Schaden erwächst, so ist der 
Verkäufer aus den gesetzlichen Bestim-
mungen haftbar.
7. Der Verkäufer kann neben der gesetz-
lichen Frist des § 286 Abs. 3 BGB und der 
Mahnung den Käufer auch abweichend 
von der Frist nach Ziffer III.2. durch ein 
anderes nach dem Kalender bestimm-
bares Zahlungsziel im Sinne des § 286 
Abs. 2 BGB in Verzug setzen.
8. Gerät der Käufer mit seiner Zahlungs-
verpflichtung in Verzug, werden Ver-
zugszinsen in Höhe von 5% über dem 
jeweiligen Basiszinssatz p.a. berechnet. 
Die Geltendmachung eines höheren Ver-
zugsschadens bleibt vorbehalten. Für 
den Fall, dass der Verkäufer einen hö-
heren Verzugsschaden geltend macht, 
hat der Käufer die Möglichkeit nachzu-
weisen, dass der geltend gemachte Ver-
zugsschaden nicht oder in zumindest 
wesentlich geringerer Höhe angefallen 
ist.

VI. Gefahrübergang und Transport
1. Versandweg und –mittel sind mangels 
besonderer Vereinbarung der Wahl des 
Verkäufers überlassen.
2. Bezüglich der Gefahrtragung gelten 
die gesetzlichen Vorschriften.
3. Verzögert sich der Versand infolge von 
Umständen, die der Käufer zu vertreten 
hat, so geht die Gefahr vom Tage des An-
gebots der Übergabe an auf den Käufer 
über. Jedoch ist der Verkäufer verpflich-
tet, auf Wunsch und Kosten des Käufers 
die Versicherungen zu bewirken, die die-
ser verlangt.
4. Angelieferte Gegenstände sind, auch 
wenn sie unwesentliche Mängel auf-
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weisen, vom Käufer unbeschadet der 
Rechte aus Abschnitt VIII (Mängelrüge 
und Haftung für Mängel) entgegenzu-
nehmen.
5. Teillieferungen sind zulässig, soweit 
dies dem Käufer zumutbar ist.

VII. Eigentumsvorbehalt
1. Der Verkäufer behält sich das Eigen-
tumsrecht bis zur völligen Bezahlung 
aller Forderungen aus der Geschäftsver-
einbarung mit dem Käufer vor.
2. Der Käufer ist verpflichtet, den Kauf-
gegenstand pfleglich zu behandeln, ge-
gen Eingriffe von dritter Seite zu sichern 
sowie - wenn dies schriftlich vereinbart 
wird, ein verlängertes Zahlungsziel ein-
geräumt ist oder es sich um einen Fi-
nanzierungskauf handelt - unverzüglich 
gegen Feuer, Diebstahl und Wasser-
schäden zum Neuwert zu versichern 
und dies auf Verlangen nachzuweisen; 
andernfalls ist der Verkäufer berechtigt, 
diese auf Kosten des Käufers selbst zu 
versichern. Der Käufer verpflichtet sich, 
etwaige Entschädigungsansprüche an 
den Verkäufer abzutreten.
3. Der Käufer darf den Kaufgegenstand 
ohne die Zustimmung des Verkäufers 
nicht verpfänden noch zur Sicherheit 
übereignen. Der Käufer ist verpflich-
tet, den Verkäufer bei Pfändungen oder 
sonstigen Eingriffen Dritter unverzüglich 
schriftlich zu benachrichtigen, damit der 
Verkäufer Klage gemäß § 771 ZPO er-
heben kann. Soweit der Dritte nicht in 
der Lage ist, dem Verkäufer die gericht-
lichen und außergerichtlichen Kosten 
einer Klage nach § 771 ZPO zu erstatten, 
ist der Käufer zum Ausgleich der Kosten 
verpflichtet.
4. Soweit für den Kaufgegenstand eine 
Zulassungsbescheinigung Teil II aus-
gestellt ist, steht dem Verkäufer daran 
während der Dauer des Eigentumsvor-
behalts das alleinige Recht zum Besitz 
zu.
5. Bei vertragswidrigem Verhalten des 
Käufers, insbesondere bei Zahlungsver-
zug, ist der Verkäufer zur Rücknahme 
der Ware nach Mahnung und Rücktritts-
erklärung berechtigt und der Käufer zur 
Herausgabe verpflichtet.
6. Sämtliche Kosten der Rücknahme und 
der Verwertung des Kaufgegenstandes 
trägt der Käufer. Die Verwertungskos-
ten betragen ohne Nachweis 10 % des 
Verwertungserlöses einschließlich Um-
satzsteuer. Sie sind höher oder niedriger 
anzusetzen, wenn der Verkäufer höhere 
oder der Käufer niedrigere Kosten nach-
weist. Der Erlös wird dem Käufer nach 
Abzug der Kosten und sonstiger mit dem 
Kaufvertrag zusammenhängender For-

derungen des Verkäufers gutgebracht.

VIII. Mängel und Haftung
1. Soweit die gelieferte Ware nicht den
a) subjektiven Anforderungen ent-
spricht, das heißt nicht die zwischen 
dem Käufer und Verkäufer vereinbarte 
Beschaffenheit hat oder sich nicht für 
eine nach dem Vertrag vorausgesetzte 
Verwendung eignet oder nicht mit dem 
vereinbarten Zubehör und den verein-
barten Anleitungen, wie z,B, Montage- 
und Installationsanleitungen, übergeben 
wird,
b) objektiven Anforderungen entspricht, 
das heißt sich nicht für die gewöhnliche 
Verwendung eignet, oder nicht eine Be-
schaffenheit aufweist, die bei Sachen 
derselben Art üblich ist oder die der 
Käufer erwarten kann unter Berück-
sichtigung der Art der Sache/und/oder 
der öffentlichen Äußerungen, die vom 
Verkäufer oder einem anderen Glied der 
Vertragskette oder in deren Auftrag, ins-
besondere in der Werbung, abgegeben 
wurden, oder nicht mit dem Zubehör 
einschließlich der Verpackung, der Mon-
tage. Oder der Installationsanleitung 
sowie anderen Anleitungen übergeben 
wird, deren Erhalt der Käufer erwarten 
kann, oder
c) Montageanforderungen entspricht 
(sofern eine Montage durchzuführen ist),
so ist der Verkäufer zur Nacherfüllung 
verpflichtet.
2. In Prospekten, Anzeigen und sonsti-
gen Angebotsunterlagen des Verkäufers 
enthaltene Abbildungen oder Zeichnun-
gen sind nur annähernd maßgebend, 
soweit die darin enthaltenen Angaben 
nicht vom Verkäufer ausdrücklich als 
verbindlich bezeichnet worden sind; in-
soweit stellen Abweichungen der ge-
lieferten Ware auch keinen Mangel der 
objektiven Anforderungen der Ware im 
Sinne des vorstehenden Absatzes dar. 
Gleiches gilt, wenn der Verkäufer mit 
dem Käufer ausdrücklich und gesondert 
eine Abweichung von den objektiven An-
forderungen an die Ware vereinbart ha-
ben.
3. Die Nacherfüllungspflicht trifft den 
Verkäufer nicht, wenn er aufgrund der 
gesetzlichen Regelung zur Verweige-
rung der Nacherfüllung berechtigt ist.
4. Die Nacherfüllung erfolgt nach Wahl 
des Käufers durch Beseitigung des 
Mangels (Nachbesserung) oder Liefe-
rung neuer Ware (Nachlieferung). Dabei 
muss der Käufer dem Verkäufer die Ware 
zum Zwecke der Nacherfüllung zur Ver-
fügung stellen. Ferner muss der Käufer 
dem Verkäufer eine angemessene Frist 
zur Nacherfüllung gewähren. Der Käufer 

ist während der Nacherfüllung nicht be-
rechtigt, den Kaufpreis herabzusetzen 
oder vom Vertrag zurückzutreten. Hat 
der Verkäufer die Nachbesserung zwei-
mal vergeblich versucht, so gilt diese als 
fehlgeschlagen. Wenn die Nacherfüllung 
fehlgeschlagen ist, ist der Käufer nach 
seiner Wahl berechtigt, den Kaufpreis 
herabzusetzen oder vom Vertrag zurück-
zutreten.
5. Der Käufer kann Schadensersatz-
ansprüche wegen eines Mangels erst 
dann geltend machen, wenn die Nach-
erfüllung fehlgeschlagen ist. Unberührt 
bleibt das Recht des Käufers, weiterge-
hende Schadensersatzansprüche nach 
Maßgabe der folgenden Absätze gel-
tend zu machen.
6. Es wird keine Gewähr übernommen 
für Schäden, die aus nachfolgenden 
Gründen entstanden sind: Ungeeignete 
oder unsachgemäße Verwendung, feh-
lerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung 
durch den Käufer oder Dritte, versäum-
te Wartungsarbeiten, wenn diese üblich 
sind und /oder vom Hersteller empfoh-
len werden, normale Abnutzung - ins-
besondere von Verschleißteilen -, feh-
lerhafte oder nachlässige Behandlung, 
ungeeignete Betriebsmittel, Austausch-
werkstoffe, mangelhafte Bauarbeiten, 
ungeeigneter Baugrund, chemische, 
elektronische oder elektrische Einflüsse, 
sofern sie nicht auf ein Verschulden des 
Verkäufers zurückzuführen sind.
7. Der Verkäufer haftet nach den gesetz-
lichen Bestimmungen für Schäden an 
Leben, Körper und Gesundheit, die auf 
einer schuldhaften Pflichtverletzung 
vom Verkäufer, seinen gesetzlichen Ver-
tretern oder seinen Erfüllungsgehilfen 
beruhen. Ferner haftet der Verkäufer 
nach den gesetzlichen Bestimmungen 
für sonstige Schäden, die auf vorsätz-
lichen oder grob fahrlässigen Vertrags-
verletzungen sowie Arglist des Verkäu-
fers, seiner gesetzlichen Vertreter oder 
seiner Erfüllungsgehilfen beruhen. So-
weit der Anwendungsbereich des Pro-
dukthaftungsgesetzes eröffnet ist, haf-
tet der Verkäufer uneingeschränkt nach 
dessen Vorschriften.
Der Verkäufer haftet auch im Rahmen ei-
ner Beschaffenheits- und/oder Haltbar-
keitsgarantie, sofern er eine solche be-
züglich der gelieferten Ware abgegeben 
hat. Treten Schäden ein, die zwar darauf 
beruhen, dass die vom Verkäufer garan-
tierte Beschaffenheit oder Haltbarkeit 
fehlt und treten diese Schäden jedoch 
nicht unmittelbar an der vom Verkäufer 
gelieferten Ware ein, so haftet der Ver-
käufer hierfür nur dann, wenn das Risiko 
eines solchen Schadens ersichtlich von 
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seiner Beschaffenheits- und Haltbar-
keitsgarantie umfasst ist.
8. Beruht ein Schaden aufgrund von Ver-
zug oder wegen eines Mangels auf der 
einfach fahrlässigen Verletzung einer 
wesentlichen Vertragspflicht, also der 
einfach fahrlässigen Verletzung einer 
Pflicht, deren Erfüllung die ordnungs-
gemäße Durchführung des Vertrags 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Käufer regelmäßig ver-
trauen darf (wie z.B. die fristgemäße Lie-
ferung der Ware), so ist die Haftung des 
Verkäufers auf den bei Vertragsschluss 
vorhersehbaren und vertragstypischen 
Schaden begrenzt. Das Gleiche gilt, 
wenn dem Käufer Ansprüche auf Scha-
densersatz statt der Leistung zustehen.
9. Weitergehende Haftungsansprüche 
gegen den Verkäufer bestehen nicht und 
zwar unabhängig von der Rechtsnatur 
der vom Käufer gegen den Verkäufer 
erhoben Ansprüche. Hiervon unberührt 
bleibt die Haftung des Verkäufers nach 
den vorstehenden Absätzen.
10. Das Recht des Käufers, Ansprüche 
aus Mängeln geltend zu machen, ver-
jährt beim Erwerb neuer Sachen nach 
zwei Jahren ab Gefahrübergang. Soweit 
der Käufer eine gebrauchte Sache er-
wirbt, beträgt die Verjährungsfrist ein 
Jahr ab Gefahrübergang.
11. Die Frist für die Mängelhaftung an 
dem Liefergegenstand wird um die Dau-
er der durch die Nachbesserungsarbei-
ten verursachten Nutzungsunterbre-
chung verlängert.

IX. Erfüllungsort, Gerichtsstand
1. Erfüllungsort für Lieferung und Zah-
lungen sowie für sämtliche zwischen 
den Parteien sich aus dem Vertragsver-
hältnis ergebenden gegenwärtigen und 
zukünftigen Streitigkeiten ist der Wohn-
sitz des Käufers.
2. Soweit der Auftraggeber keinen all-
gemeinen Gerichtsstand im Inland hat, 
nach Vertragsabschluss seinen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort 
aus dem Inland verlegt oder sein Wohn-
sitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort 
zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt ist, gelten die allgemeinen Be-
stimmungen der Zivilprozessordnung.
3. Die Beziehungen zwischen den Ver-
tragsparteien richten sich ausschließ-
lich nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Recht unter 
Ausschluss des UN-Kaufrechts.

X. Salvatorische Klausel
Sollten einzelne Bestimmungen dieses 
Vertrages unwirksam oder undurchführ-
bar sein oder nach Vertragsschluss un-

wirksam oder undurchführbar werden, 
bleibt davon die Wirksamkeit des Vertra-
ges im Übrigen unberührt. An die Stelle 
der unwirksamen oder undurchführba-
ren Bestimmung soll diejenige wirksa-
me und durchführbare Regelung treten, 
deren Wirkungen der wirtschaftlichen 
Zielsetzung am nächsten kommen, die 
die Vertragsparteien mit der unwirk-
samen bzw. undurchführbaren Bestim-
mung verfolgt haben. Die vorstehenden 
Bestimmungen gelten entsprechend 
für den Fall, dass sich der Vertrag als lü-
ckenhaft erweist.

XI. Eigentumsvorbehalt und ersetzte 
Teile
1. An allen eingebauten Ersatz- und Zu-
behörteilen sowie Tauschaggregaten, 
welche nicht wesentliche Bestandteile 
des Auftraggegenstandes geworden 
sind, behält sich der Auftragnehmer bis 
zur vollständigen Bezahlung aller Repa-
raturrechnungen das Eigentum vor.
2. Wenn nichts anderes vereinbart wor-
den ist, gehen ersetzte Teile in das Ei-
gentum des Auftragnehmers über.

XII. Datenschutz
Die Datenverarbeitung erfolgt zur Ver-
tragsdurchführung und zur Direktwer-
bung und beruht auf Art. 6 Abs. 1 b), f) 
DSGVO. Eine Weitergabe der Daten an 
Dritte findet ausschließlich im Rahmen 
und zum Zweck von Bonitätsauskünften 
an entsprechende Auskunfteien statt. 
Die Daten werden gelöscht, sobald sie 
für die Zweckerfüllung nicht mehr er-
forderlich sind. Der Käufer kann der Ver-
wendung seiner Daten zum Zweck der 
Direktwerbung jederzeit widersprechen 
und ist berechtigt, Auskunft über die 
beim Verkäufer gespeicherten Daten 
zu beantragen sowie Berichtigung oder 
Löschung der Daten zu fordern. Darüber 
hinaus hat der Käufer ein Beschwerde-
recht bei der Aufsichtsbehörde (Landes-
beauftragter für den Datenschutz).
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Allgemeine Geschäftsbedingungen
für die Lieferung von neuen und gebrauchten Land- und Baumaschinen  
an gewerbliche Kunden

I. Allgemeines
1. Nachstehende Lieferbedingungen 
gelten für alle Verträge, Lieferungen 
und sonstigen Leistungen, einschließ-
lich sämtlicher Beratungsleistungen, die 
nicht Gegenstand eines eigenständigen 
Beratungsvertrags sind und sofern sie 
nicht mit der ausdrücklichen, schrift-
lichen Zustimmung des Verkäufers ab-
geändert oder ausgeschlossen werden. 
Sie gelten für Verträge, die mit Kunden 
geschlossen werden, die Unternehmer 
im Sinne von § 14 BGB, juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts oder öf-
fentlich-rechtliche Sondervermögen 
sind. Haupt- oder nebenberuflich tätige 
Landwirte, die aus ihrer Tätigkeit Ein-
künfte erzielen, sind nicht Verbraucher 
im Sinne des Gesetzes.
2. Bedingungen des Käufers werden 
auch dann nicht Vertragsbestandteil, 
wenn ihnen der Verkäufer nicht noch-
mals widerspricht und die vertraglich 
geschuldete Lieferung/Leistung vorbe-
haltlos erbringt.
3. Von diesen Bedingungen abweichen-
de Vereinbarungen sollen in die Auf-
tragsbestätigung aufgenommen wer-
den.

II. Angebot und Lieferumfang
1. Angebote des Verkäufers sind stets 
freibleibend. Die zu dem Angebot ge-
hörenden Unterlagen wie Abbildungen, 
Zeichnungen, Gewichts- und Maßan-
gaben sind nur annähernd maßgebend, 
soweit sie nicht ausdrücklich als ver-
bindlich bezeichnet sind. Die Änderun-
gen sind unangemessen und vom Käu-
fer nicht mehr zu akzeptieren, sofern sie 
über das handelsübliche Maß hinaus-
gehen. Leistungen und Betriebskosten 
werden als Durchschnittswerte ange-
geben. An Kostenvoranschlägen, Zeich-
nungen und anderen Unterlagen behält 
sich der Verkäufer Eigentums- und Ur-
heberrechte vor; sie dürfen Dritten nicht 
zugänglich gemacht werden.
2. Der Käufer ist, soweit nicht eine an-
dere Lieferfrist ausdrücklich bestimmt 
ist, an die Bestellung höchstens sechs 
Wochen gebunden. Der Kaufvertrag ist 
abgeschlossen, wenn der Verkäufer die 
Annahme der Bestellung des näher be-
zeichneten Kaufgegenstandes innerhalb 
dieser Frist schriftlich bestätigt hat oder 
die Lieferung ausgeführt ist. Der Verkäu-
fer ist jedoch verpflichtet, eine etwaige 
Ablehnung der Bestellung unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen.
3. Sämtliche zwischen Verkäufer und 
Käufer getroffenen Vereinbarungen sind 
im jeweiligen Liefervertrag schriftlich 
niederzulegen. Dies gilt auch für Neben-

abreden und Zusicherungen. Nachträg-
liche Vertragsänderungen, die mündlich 
vereinbart werden, werden von den Ver-
tragsparteien zeitnah schriftlich fixiert 
und als Ergänzung dem Liefervertrag 
hinzugefügt.
4. Konstruktions- und Formänderungen 
des Liefergegenstandes bleiben vor-
behalten, soweit der Liefergegenstand 
nicht erheblich geändert wird und die 
Änderungen dem Käufer zumutbar sind.

III. Preis und Zahlung
1. Die Preise gelten mangels besonderer 
Vereinbarung ab Lager des Verkäufers 
oder bei Versendung vom Herstellerwerk 
aus ab Werk. Nicht enthalten im Preis 
sind die Liefer- und Versandkosten. Die 
Preise verstehen sich zuzüglich der je-
weils geltenden Umsatzsteuer. An den 
vereinbarten Preis ist der Verkäufer vier 
Monate gebunden. Soll die Lieferung 
mehr als vier Monate nach Vertragsab-
schluss erfolgen, ist der Verkäufer bei 
Preiserhöhungen seiner Vorlieferanten 
oder unerwarteten Steigerungen von 
Lohn- und Transportkosten berechtigt, 
Verhandlungen über eine Neufestset-
zung des Preises zu verlangen. Mehrauf-
wendungen, die dem Verkäufer durch 
den Annahmeverzug des Käufers ent-
stehen, kann er vom Käufer ersetzt ver-
langen.
2. Mangels besonderer Vereinbarung ist 
die Zahlung bei Lieferung oder Bereit-
stellung und Erhalt der Rechnung ohne 
jeden Abzug innerhalb von 12 Tagen frei 
Zahlstelle des Verkäufers zu leisten. Die 
dem Käufer aus § 320 BGB zustehen-
den Zurückbehaltungsrechte werden 
hierdurch nicht berührt. Skonti-Zusa-
gen gelten nur für den Fall, dass sich der 
Käufer mit der Bezahlung früherer Liefe-
rungen nicht im Rückstand befindet.
3. Die Aufrechnung mit etwaigen vom 
Verkäufer bestrittenen oder nicht rechts-
kräftig festgestellten Gegenansprüchen 
des Käufers ist nicht statthaft. Ein Zu-
rückbehaltungsrecht kann der Käufer 
nur geltend machen, soweit es auf An-
sprüchen aus dem Kaufvertrag beruht. 
Wenn eine Mängelrüge geltend gemacht 
wird, dürfen Zahlungen des Käufers in 
einem Umfang zurückgehalten werden, 
die in einem angemessenen Verhältnis 
zu den aufgetretenen Mängeln stehen.
4. Zahlungen dürfen an Angestellte des 
Verkäufers nur erfolgen, wenn diese eine 
gültige Inkassovollmacht vorweisen.

IV. Lieferfristen und Verzug
1. Lieferfristen und Termine sind nur 
dann verbindlich vereinbart, wenn sie 
vom Verkäufer ausdrücklich so bezeich-

net worden sind. Die Lieferfrist beginnt 
mit Zustandekommen des Vertrages, je-
doch nicht vor der Beibringung etwaiger 
vom Käufer zu beschaffenden Unterla-
gen, Genehmigungen, Freigaben sowie 
vor Eingang einer vereinbarten Anzah-
lung.
2. Richtige und rechtzeitige Selbstbelie-
ferung ist vorbehalten.
3. Die Lieferfrist verlängert sich ange-
messen bei Maßnahmen im Rahmen 
rechtmäßiger Arbeitskämpfe, insbe-
sondere Streiks und Aussperrung so-
wie beim Eintritt unvorhergesehener 
Hindernisse, welche außerhalb des Ein-
flussbereichs des Verkäufers oder seiner 
Erfüllungsgehilfen liegen (wie Z.B. Krieg, 
Naturkatastrophen, Pandemien), soweit 
solche Hindernisse nachweislich auf die 
Lieferung des verkauften Gegenstandes 
von Einfluss sind.
4. Entsprechendes gilt, wenn der Ver-
käufer seinerseits nicht rechtzeitig be-
liefert wird. Der Verkäufer ist zum Rück-
tritt berechtigt, wenn der Hersteller ihn 
nicht beliefert. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn die Nichtlieferung vom Verkäufer 
zu vertreten ist (z.B. Zahlungsverzug).
5. Die Einhaltung der Lieferfrist setzt die 
Erfüllung der Vertragspflichten des Käu-
fers voraus.
6. Wenn dem Käufer wegen einer Ver-
zögerung Schaden erwächst, so ist der 
Verkäufer aus den gesetzlichen Bestim-
mungen haftbar.
7. Der Verkäufer kann neben der gesetz-
lichen Frist des § 286 Abs. 3 BGB und der 
Mahnung den Käufer auch abweichend 
von der Frist nach Ziffer III.2. durch ein 
anderes nach dem Kalender bestimm-
bares Zahlungsziel im Sinne des § 286 
Abs. 2 BGB in Verzug setzen.
8. Gerät der Käufer mit seiner Zahlungs-
verpflichtung in Verzug, werden Ver-
zugszinsen in Höhe von 9% über dem 
jeweiligen Basiszinssatz p.a. berechnet. 
Die Geltendmachung eines höheren Ver-
zugsschadens bleibt vorbehalten. Für 
den Fall, dass der Verkäufer einen hö-
heren Verzugsschaden geltend macht, 
hat der Käufer die Möglichkeit nachzu-
weisen, dass der geltend gemachte Ver-
zugsschaden nicht oder in zumindest 
wesentlich geringerer Höhe angefallen 
ist.

V. Gefahrübergang und Transport
1. Versandweg und –mittel sind mangels 
besonderer Vereinbarung der Wahl des 
Verkäufers überlassen.
2. Im Falle des Versendungskaufes geht 
die Gefahr mit der Übergabe der Ware 
an den Spediteur oder Frachtführer, 
spätestens jedoch mit dem Verlassen 
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des Lagers oder bei Direktversand ab 
Werk mit dem Verlassen des Werkes 
auf den Käufer über. Das gilt auch dann, 
wenn Teillieferungen erfolgen oder der 
Verkäufer noch weitere Leistungen über-
nommen hat. Die Ware wird auf Wunsch 
und Kosten des Käufers versichert.
3. Verzögert sich der Versand infolge von 
Umständen, die der Käufer zu vertreten 
hat, so geht die Gefahr vom Tage des An-
gebots der Übergabe an auf den Käufer 
über. Jedoch ist der Verkäufer verpflich-
tet, auf Wunsch und Kosten des Käufers 
die Versicherungen zu bewirken, die die-
ser verlangt.
4. Angelieferte Gegenstände sind, auch 
wenn sie unwesentliche Mängel auf-
weisen, vom Käufer unbeschadet der 
Rechte aus Abschnitt VII (Mängelrüge 
und Haftung für Mängel) entgegenzu-
nehmen.
5. Teillieferungen sind zulässig, soweit 
dies dem Käufer zumutbar ist.

VI. Eigentumsvorbehalt
1. Der Verkäufer behält sich das Eigen-
tumsrecht bis zur vollständigen Be-
zahlung aller Forderungen aus der Ge-
schäftsvereinbarung mit dem Käufer vor.
2. Der Käufer ist verpflichtet, den Kauf-
gegenstand pfleglich zu behandeln, ge-
gen Eingriffe von dritter Seite zu sichern 
sowie - wenn dies schriftlich vereinbart 
wird, ein verlängertes Zahlungsziel ein-
geräumt ist oder es sich um einen Fi-
nanzierungskauf handelt - unverzüglich 
gegen Feuer, Diebstahl und Wasser-
schäden zum Neuwert zu versichern 
und dies auf Verlangen nachzuweisen; 
andernfalls ist der Verkäufer berechtigt, 
diese auf Kosten des Käufers selbst zu 
versichern. Der Käufer verpflichtet sich, 
etwaige Entschädigungsansprüche an 
den Verkäufer abzutreten.
3. Der Käufer darf den Kaufgegenstand 
ohne die Zustimmung des Verkäufers 
nicht verpfänden noch zur Sicherheit 
übereignen. Der Käufer ist verpflich-
tet, den Verkäufer bei Pfändungen oder 
sonstigen Eingriffen Dritter unverzüglich 
schriftlich zu benachrichtigen, damit der 
Verkäufer Klage gemäß § 771 ZPO er-
heben kann. Soweit der Dritte nicht in 
der Lage ist, dem Verkäufer die gericht-
lichen und außergerichtlichen Kosten 
einer Klage nach § 771 ZPO zu erstatten, 
ist der Käufer zum Ausgleich der Kosten 
verpflichtet.
4. Der Käufer ist berechtigt, die Ware 
im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
weiterzuverkaufen. Er tritt dem Verkäu-
fer aber bereits jetzt alle Forderungen in 
Höhe des Faktura-Endbetrages (einschl. 
Umsatzsteuer) des Verkäufers ab, die 

ihm aus der Weiterveräußerung gegen 
seine Abnehmer oder Dritte erwach-
sen, und zwar unabhängig davon, ob der 
Kaufgegenstand ohne oder nach Ver-
arbeitung weiterverkauft worden ist. Zur 
Einziehung dieser Forderungen ist der 
Käufer auch nach Abtretung ermächtigt. 
Die Befugnis des Verkäufers, die Forde-
rungen selbst einzuziehen, bleibt hier-
von unberührt, jedoch verpflichtet sich 
der Verkäufer, die Forderungen nicht 
einzuziehen, solange der Käufer seinen 
Zahlungsverpflichtungen ordnungsge-
mäß nachkommt. Andernfalls kann der 
Verkäufer verlangen, dass der Käufer 
ihm die abgetretenen Forderungen und 
deren Schuldner bekannt gibt, alle zum 
Einzug erforderlichen Angaben macht, 
die dazugehörigen Unterlagen aushän-
digt und dem Schuldner die Abtretung 
mitteilt.
5. Soweit für den Kaufgegenstand eine 
Zulassungsbescheinigung Teil II aus-
gestellt ist, steht dem Verkäufer daran 
während der Dauer des Eigentumsvor-
behalts das alleinige Recht zum Besitz 
zu.
6. Bei vertragswidrigem Verhalten des 
Käufers, insbesondere bei Zahlungsver-
zug, ist der Verkäufer zur Rücknahme 
der Ware nach Mahnung und Rücktritts-
erklärung berechtigt und der Käufer zur 
Herausgabe verpflichtet.
7. Sämtliche Kosten der Rücknahme und 
der Verwertung des Kaufgegenstandes 
trägt der Käufer. Die Verwertungskos-
ten betragen ohne Nachweis 10 % des 
Verwertungserlöses einschließlich Um-
satzsteuer. Sie sind höher oder niedriger 
anzusetzen, wenn der Verkäufer höhere 
oder der Käufer niedrigere Kosten nach-
weist. Der Erlös wird dem Käufer nach 
Abzug der Kosten und sonstiger mit dem 
Kaufvertrag zusammenhängender For-
derungen des Verkäufers gutgebracht.

VII. Mängel und Haftung
1. Der Käufer hat die empfangene Ware 
nach Eintreffen unverzügliche auf Men-
ge, Beschaffenheit und zugesicherte 
Eigenschaften zu untersuchen und of-
fensichtliche Mängel zeitnah schriftlich 
zu rügen. Ist der Vertrag für beide Teile 
ein Handelsgeschäft, so gilt § 377 HGB 
mit der Maßgabe, dass erkennbare Män-
gel binnen 14 Tagen durch schriftliche 
Anzeige an den Verkäufer zu rügen sind; 
andernfalls gilt die Ware als genehmigt.
2. Soweit die gelieferte Ware nicht den
a) subjektiven Anforderungen ent-
spricht, das heißt nicht die zwischen 
dem Käufer und Verkäufer vereinbarte 
Beschaffenheit hat oder sich nicht für 
eine nach dem Vertrag vorausgesetzte 

Verwendung eignet oder nicht mit dem 
vereinbarten Zubehör und den verein-
barten Anleitungen, wie z,B, Montage- 
und Installationsanleitungen, übergeben 
wird,
b) objektiven Anforderungen entspricht, 
das heißt sich nicht für die gewöhnliche 
Verwendung eignet, oder nicht eine Be-
schaffenheit aufweist, die bei Sachen 
derselben Art üblich ist oder die der 
Käufer erwarten kann unter Berück-
sichtigung der Art der Sache/und/oder 
der öffentlichen Äußerungen, die vom 
Verkäufer oder einem anderen Glied der 
Vertragskette oder in deren Auftrag, ins-
besondere in der Werbung, abgegeben 
wurden, oder nicht mit dem Zubehör 
einschließlich der Verpackung, der Mon-
tage. Oder der Installationsanleitung 
sowie anderen Anleitungen übergeben 
wird, deren Erhalt der Käufer erwarten 
kann, oder
c) Montageanforderungen entspricht 
(sofern eine Montage durchzuführen 
ist),so ist der Verkäufer zur Nacherfül-
lung verpflichtet.
3. In Prospekten, Anzeigen und sonsti-
gen Angebotsunterlagen des Verkäufers 
enthaltene Abbildungen oder Zeichnun-
gen sind nur annähernd maßgebend, 
soweit die darin enthaltenen Angaben 
nicht vom Verkäufer ausdrücklich als 
verbindlich bezeichnet worden sind; in-
soweit stellen Abweichungen der ge-
lieferten Ware auch keinen Mangel der 
objektiven Anforderungen der Ware im 
Sinne des vorstehenden Absatzes dar. 
Gleiches gilt, wenn der Verkäufer mit 
dem Käufer ausdrücklich und gesondert 
eine Abweichung von den objektiven An-
forderungen an die Ware vereinbart ha-
ben.
4. Die Nacherfüllungspflicht trifft den 
Verkäufer nicht, wenn er aufgrund der 
gesetzlichen Regelung zur Verweige-
rung der Nacherfüllung berechtigt ist.
5. Die Nacherfüllung erfolgt nach Wahl 
des Verkäufers durch Beseitigung des 
Mangels (Nachbesserung) oder Liefe-
rung neuer Ware (Nachlieferung). Dabei 
muss der Käufer dem Verkäufer die Ware 
zum Zwecke der Nacherfüllung zur Ver-
fügung stellen. Ferner muss der Käufer 
dem Verkäufer eine angemessene Frist 
zur Nacherfüllung gewähren. Der Käufer 
ist während der Nacherfüllung nicht be-
rechtigt, den Kaufpreis herabzusetzen 
oder vom Vertrag zurückzutreten. Hat 
der Verkäufer die Nachbesserung zwei-
mal vergeblich versucht, so gilt diese als 
fehlgeschlagen. Wenn die Nacherfüllung 
fehlgeschlagen ist, ist der Käufer nach 
seiner Wahl berechtigt, den Kaufpreis 
herabzusetzen oder vom Vertrag zurück-

Allgemeine Geschäftsbedingungen
für die Lieferung von neuen und gebrauchten Land- und Baumaschinen  
an gewerbliche Kunden



 Stand November 2025  | Seite 3 von 3

zutreten.
6. Ersetzte Teile werden Eigentum des 
Verkäufers.
7. Der Käufer kann Schadensersatz-
ansprüche wegen eines Mangels erst 
dann geltend machen, wenn die Nach-
erfüllung fehlgeschlagen ist. Unberührt 
bleibt das Recht des Käufers, weiterge-
hende Schadensersatzansprüche nach 
Maßgabe der folgenden Absätze gel-
tend zu machen.
8. Es wird keine Gewähr übernommen 
für Schäden, die aus nachfolgenden 
Gründen entstanden sind: Ungeeignete 
oder unsachgemäße Verwendung, feh-
lerhafte Montage bzw. Inbetriebsetzung 
durch den Käufer oder Dritte, versäum-
te Wartungsarbeiten, wenn diese üblich 
sind und /oder vom Hersteller empfoh-
len werden, normale Abnutzung - ins-
besondere von Verschleißteilen -, feh-
lerhafte oder nachlässige Behandlung, 
ungeeignete Betriebsmittel, Austausch-
werkstoffe, mangelhafte Bauarbeiten, 
ungeeigneter Baugrund, chemische, 
elektronische oder elektrische Einflüsse, 
sofern sie nicht auf ein Verschulden des 
Verkäufers zurückzuführen sind.
9. Der Verkäufer haftet nach den gesetz-
lichen Bestimmungen für Schäden an 
Leben, Körper und Gesundheit, die auf 
einer schuldhaften Pflichtverletzung 
vom Verkäufer, seinen gesetzlichen Ver-
tretern oder seinen Erfüllungsgehilfen 
beruhen. Ferner haftet der Verkäufer 
nach den gesetzlichen Bestimmungen 
für sonstige Schäden, die auf vorsätz-
lichen oder grob fahrlässigen Vertrags-
verletzungen sowie Arglist des Verkäu-
fers, seiner gesetzlichen Vertreter oder 
seiner Erfüllungsgehilfen beruhen. So-
weit der Anwendungsbereich des Pro-
dukthaftungsgesetzes eröffnet ist, haf-
tet der Verkäufer uneingeschränkt nach 
dessen Vorschriften.
Der Verkäufer haftet auch im Rahmen ei-
ner Beschaffenheits- und/oder Haltbar-
keitsgarantie, sofern er eine solche be-
züglich der gelieferten Ware abgegeben 
hat. Treten Schäden ein, die zwar darauf 
beruhen, dass die vom Verkäufer garan-
tierte Beschaffenheit oder Haltbarkeit 
fehlt und treten diese Schäden jedoch 
nicht unmittelbar an der vom Verkäufer 
gelieferten Ware ein, so haftet der Ver-
käufer hierfür nur dann, wenn das Risiko 
eines solchen Schadens ersichtlich von 
seiner Beschaffenheits- und Haltbar-
keitsgarantie umfasst ist.
10. Beruht ein Schaden aufgrund von 
Verzug oder wegen eines Mangels auf 
der einfach fahrlässigen Verletzung einer 
wesentlichen Vertragspflicht, also der 
einfach fahrlässigen Verletzung einer 

Pflicht, deren Erfüllung die ordnungs-
gemäße Durchführung des Vertrags 
überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Käufer regelmäßig ver-
trauen darf (wie z.B. die fristgemäße Lie-
ferung der Ware), so ist die Haftung des 
Verkäufers auf den bei Vertragsschluss 
vorhersehbaren und vertragstypischen 
Schaden begrenzt. Das Gleiche gilt, 
wenn dem Käufer Ansprüche auf Scha-
densersatz statt der Leistung zustehen.
11. Weitergehende Haftungsansprüche 
gegen den Verkäufer bestehen nicht und 
zwar unabhängig von der Rechtsnatur 
der vom Käufer gegen den Verkäufer 
erhoben Ansprüche. Hiervon unberührt 
bleibt die Haftung des Verkäufers nach 
den vorstehenden Absätzen.
12. Das Recht des Käufers, Ansprüche 
aus Mängeln geltend zu machen, ver-
jährt bei neuen Verkaufsgegenständen 
vom Zeitpunkt des Gefahrübergangs an 
in zwölf Monaten. Bei gebrauchten Kauf-
gegenständen stehen dem Käufer Män-
gelansprüche nur dann zu, wenn dies mit 
dem Verkäufer ausdrücklich schriftlich 
vereinbart wurde. Die Frist für die Män-
gelhaftung an dem Liefergegenstand 
wird um die Dauer der durch die Nach-
besserungsarbeiten verursachten Nut-
zungsunterbrechung verlängert.
Die Verjährungsverkürzungen in dieser 
Ziffer 12 gelten nicht für Schäden, die 
auf einer grob fahrlässigen oder vorsätz-
lichen Verletzung von Pflichten des Ver-
käufers, seiner gesetzlichen Vertreter 
oder seiner Erfüllungsgehilfen beruhen 
sowie bei Verletzung von Leben, Körper 
oder Gesundheit.

VIII. Erfüllungsort, Gerichtsstand
1. Erfüllungsort und ausschließlicher Ge-
richtsstand für Lieferung und Zahlungen 
sowie für sämtliche zwischen den Partei-
en sich aus dem Vertragsverhältnis erge-
benden gegenwärtigen und zukünftigen 
Streitigkeiten ist der Hauptsitz des Ver-
käufers, wenn beide Vertragsparteien 
Kaufleute im Sinne des HGB oder juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts 
oder öffentlich-rechtliche Sonderver-
mögen sind (§ 38 ZPO). Ansonsten gel-
ten die gesetzlichen Bestimmungen.
2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn 
der Käufer keinen allgemeinen Gerichts-
stand im Inland hat, nach Vertragsab-
schluss seinen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthaltsort aus dem Inland 
verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhn-
licher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt ist.
3. Die Beziehungen zwischen den Ver-
tragsparteien richten sich ausschließ-
lich nach dem in der Bundesrepublik 

Deutschland geltenden Recht unter 
Ausschluss des UN-Kaufrechts.

IX. Salvatorische Klausel
Sollten einzelne Bestimmungen dieses 
Vertrages unwirksam oder undurchführ-
bar sein oder nach Vertragsschluss un-
wirksam oder undurchführbar werden, 
bleibt davon die Wirksamkeit des Vertra-
ges im Übrigen unberührt. An die Stelle 
der unwirksamen oder undurchführba-
ren Bestimmung soll diejenige wirksa-
me und durchführbare Regelung treten, 
deren Wirkungen der wirtschaftlichen 
Zielsetzung am nächsten kommen, die 
die Vertragsparteien mit der unwirk-
samen bzw. undurchführbaren Bestim-
mung verfolgt haben. Die vorstehenden 
Bestimmungen gelten entsprechend 
für den Fall, dass sich der Vertrag als lü-
ckenhaft erweist.

XI. Datenschutz 
Die Datenverarbeitung erfolgt zur Ver-
tragsdurchführung und zur Direktwer-
bung und beruht auf Art. 6 Abs. 1 b), f) 
DSGVO. Eine Weitergabe der Daten an 
Dritte findet ausschließlich im Rahmen 
und zum Zweck von Bonitätsauskünften 
an entsprechende Auskunfteien statt. 
Die Daten werden gelöscht, sobald sie 
für die Zweckerfüllung nicht mehr er-
forderlich sind. Der Käufer kann der Ver-
wendung seiner Daten zum Zweck der 
Direktwerbung jederzeit widersprechen 
und ist berechtigt, Auskunft über die 
beim Verkäufer gespeicherten Daten 
zu beantragen sowie Berichtigung oder 
Löschung der Daten zu fordern. Darüber 
hinaus hat der Käufer ein Beschwerde-
recht bei der Aufsichtsbehörde (Landes-
beauftragter für den Datenschutz).
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I. Allgemeines
1. Nachstehende Bedingungen gelten für 
alle gegenwärtigen und künftigen Ver-
träge über die Vermietung von Motor-
geräten, landwirtschaftlichen Maschi-
nen, Geräten und Bedarfsgegenständen 
sowie Baumaschinen, die mit Kunden 
geschlossen werden, die Unternehmer 
im Sinne von § 14 BGB, juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts oder öf-
fentlich-rechtliche Sondervermögen 
sind. Haupt- oder nebenberuflich tätige 
Landwirte, die aus ihrer Tätigkeit Ein-
künfte erzielen, sind nicht Verbraucher 
im Sinne des Gesetzes.
2. Bedingungen des Mieters werden 
auch dann nicht Vertragsbestandteil, 
wenn ihnen der Vermieter nicht noch-
mals widerspricht und die vertraglich 
geschuldete Lieferung/Leistung vorbe-
haltlos erbringt.
3. Von diesen Bedingungen abweichen-
de Vereinbarungen sollen in die Auf-
tragsbestätigung aufgenommen wer-
den.

II. Angebot, Vertragsschluss und Liefer-
umfang
1. Angebote des Vermieters sind stets 
freibleibend. Die zu dem Angebot ge-
hörenden Unterlagen wie Abbildungen, 
Zeichnungen, Leistungs-, Gewichts- und 
Maßangaben sind nur annähernd maß-
gebend, soweit sie nicht ausdrücklich als 
verbindlich bezeichnet sind. Änderun-
gen sind unangemessen und vom Mie-
ter nicht zu akzeptieren, sofern sie über 
das branchenübliche Maß hinausgehen. 
Leistungen und Betriebskosten werden 
als Durchschnittswerte angegeben. An 
Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und 
anderen Unterlagen behält sich der Ver-
mieter Eigentums- und Urheberrechte 
vor; sie dürfen Dritten nicht zugänglich 
gemacht werden.
2. Reservierungen erfolgen unverbind-
lich. Ein Anspruch auf Überlassung des 
Mietgegenstandes besteht erst mit Ab-
schluss eines Mietvertrages in Schrift- 
oder Textform.
3. Der Mietvertrag ist abgeschlossen,
a) durch beiderseitige Unterzeichnung 
des Mietvertrages,
b) wenn der Vermieter die Annahme 
der Bestellung des näher bezeichneten 
Mietgegenstandes schriftlich oder in 
Textform bestätigt hat, oder
c) die Lieferung ausgeführt ist.
4. Sämtliche zwischen Vermieter und 
Mieter getroffenen Vereinbarungen sind 
im jeweiligen Mietvertrag schriftlich nie-
derzulegen. Dies gilt auch für Neben-
abreden und Zusicherungen. Nachträg-
liche Vertragsänderungen, die mündlich 

vereinbart werden, werden von den Ver-
tragsparteien zeitnah schriftlich fixiert 
und als Ergänzung dem Mietvertrag hin-
zugefügt.
5. Angaben in dem Mieter ausgehän-
digten Beschreibungen über Liefer-
umfang, Aussehen, Leistungen, Maße, 
Gewichte, Betriebsstoffverbrauch und 
Betriebskosten sind Vertragsinhalt. Sie 
dienen als Maßstab zur Feststellung, ob 
der Mietgegenstand fehlerfrei ist. Kons-
truktions- und Formänderungen bleiben 
vorbehalten, soweit der Mietgegenstand 
nicht erheblich geändert und die Ände-
rungen dem Mieter zumutbar sind.
6. Die Mietzeit beginnt und endet am je-
weils vertraglich vereinbarten Tag. Die 
Mietzeit kann im beiderseitigen Einver-
nehmen durch wechselseitige Erklärun-
gen in Schrift- oder Textform verlängert 
werden. Der Verlängerungsantrag muss 
dem Vermieter rechtzeitig vor Ablauf der 
Mietzeit zugehen. Ohne eine gesonderte 
vertragliche Vereinbarung verlängert 
sich die Mietzeit bis zur vollständigen 
Ablieferung der Mietsache bei dem Ver-
mieter oder bis zur Abholung der Miet-
sache durch den Vermieter.

III. Übergabe und Überlassung der 
Mietsache; geplanter Liefertermin
1. Der Vermieter ist verpflichtet, dem 
Mieter die Mietsache für die vereinbarte 
Mietzeit zum Gebrauch zu überlassen. 
Die Gefahrtragung des Mieters beginnt 
mit der Übergabe der Mietsache und 
endet mit deren Rückgabe an den Ver-
mieter.
2. Während der Mietzeit ist der Vermie-
ter berechtigt, die Mietsache gegen 
einen anderen, vergleichbaren Miet-
gegenstand (etwa das Produkt eines 
anderen Herstellers mit vergleichbaren 
Leistungsmerkmalen) auszutauschen, 
sofern sich die andere Mietsache für 
den vertraglich vorausgesetzten Miet-
gebrauch und Mietzweck eignet und be-
rechtigte Interessen des Mieters nicht 
entgegenstehen.
3. Der Mieter ist verpflichtet, die ver-
einbarte Miete zu zahlen, die Mietsache  
vertrags- und ordnungsgemäß zu be-
handeln und bei Vertragsende gereinigt, 
betriebsbereit und vollgetankt zurück-
zugeben.
4. Je nach vertraglicher Vereinbarung 
hält der Vermieter die Mietsache in ein-
wandfreiem, betriebsfähigem und voll-
getanktem Zustand mit den erforder-
lichen Unterlagen zur Abholung bereit 
oder bringt sie zum Versand. Mit der Ab-
holung/Absendung geht die Gefahr der 
Beförderung auf den Mieter über.
5. Wird An- oder Abtransport durch den 

Vermieter vereinbart, trägt der Mieter 
für einen ungehinderten Zugang zum 
Ort der Verladung/des Aufbaus Sorge. 
Versandweg und –mittel sind mangels 
besonderer Vereinbarung der Wahl des 
Verkäufers überlassen.
6. Im Falle der Versendung geht die Ge-
fahr mit der Übergabe der Ware an den 
Spediteur oder Frachtführer, spätestens 
jedoch mit dem Verlassen des Lagers 
auf den Mieter über.
7. Verzögert sich der Versand infolge von 
Umständen, die der Mieter zu vertreten 
hat, so geht die Gefahr vom Tage des An-
gebots der Übergabe an auf den Mieter 
über.

IV. Mängel und Mängelrüge
1. Der Mieter ist berechtigt, die Mietsa-
che vor Mietbeginn zu besichtigen und 
bestätigt im Übergabeprotokoll den Zu-
stand der übernommenen Mietsache 
und den Umfang des Zubehörs. Erkenn-
bare Mängel werden im Übernahmepro-
tokoll festgehalten. Verborgene Mängel, 
Beschädigungen oder Funktionsstörun-
gen sind unverzüglich nach Feststellung 
dem Vermieter schriftlich oder in Text-
form anzuzeigen.
2. Der Vermieter hat Mängel, die bei 
Übergabe oder unverzüglich nach Fest-
stellung angezeigt wurden, auf eigene 
Kosten zu beseitigen. Der Mieter hat 
Vermieter Gelegenheit zu geben, diese 
Mängel zu beseitigen. Ziffer III.2. gilt ent-
sprechend.
3. Nach schriftlicher Bestätigung durch 
den Vermieter kann der Mieter die Behe-
bung von Mängeln selbst ausführen oder 
ausführen lassen. Der Vermieter trägt 
dann die erforderlichen Kosten gegen 
Vorlage entsprechender Belege.
4. Lässt der Vermieter eine ihm gestell-
te angemessene Nachfrist für die Be-
seitigung eines von ihm zu vertretenden 
oder anfänglichen Mangels durch sein 
Verschulden fruchtlos verstreichen oder 
stellt er nicht innerhalb der Frist ein Er-
satzgerät zur Verfügung, so hat der Mie-
ter ein Rücktrittsrecht.
5. Das Rücktrittsrecht des Mieters be-
steht auch in sonstigen Fällen des Fehl-
schlagens der Beseitigung eines anfäng-
lichen oder zu vertretenden Mangels 
durch den Vermieter.
6. Die vermieteten Gegenstände sind 
vom Vermieter versichert, soweit die 
Vertragsparteien nichts anderes ver-
einbaren. Ist in der Versicherung ein 
Selbstbehalt enthalten, muss dieser im 
Schadenfall vom Mieter getragen und 
versteuert werden, soweit er für den 
Schaden haftet.
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V. Anbringen von Werbung an Mietge-
genständen
Der Vermieter ist berechtigt, an den 
Mietsachen Werbung für eigene Zwecke 
und/oder Drittunternehmen anzubrin-
gen bzw. anbringen zu lassen. Der Mie-
ter ist verpflichtet, dies zu dulden, soweit 
dadurch der vertragsgemäße Mietge-
brauch nicht beeinträchtigt wird.

VI. Preis und Zahlung; Zurückbehal-
tungsrecht
1. Die Preise gelten mangels besonderer 
Vereinbarung ab Lager des Vermieters. 
Nicht enthalten im Preis sind Liefer- und 
Versandkosten. Kraftstoffe und sonstige 
Betriebsmittel gehen zu Lasten des Mie-
ters. Alle Preise verstehen sich zuzüglich 
der jeweils geltenden Umsatzsteuer.
2. Mangels besonderer Vereinbarung ist 
die Hälfte der nach Betriebsstunden be-
rechnete Miete im Voraus ohne Abzug 
zahlbar. Der Restbetrag wird nach Been-
digung des Mietverhältnisses acht Tage 
nach Rechnungstellung durch den Ver-
mieter fällig. Der vereinbarte Mietzins 
ist auch dann voll zu zahlen, wenn die 
vereinbarten Mietzeiten nicht gänzlich 
ausgenutzt werden. Die Nutzung eines 
Gerätes mit Stundenzähler über den ver-
einbarten Umfang hinaus wird dem Mie-
ter gemäß Satz 1 zusätzlich berechnet.
3. Die dem Mieter aus § 320 BGB zuste-
henden Zurückbehaltungsrechte wer-
den hierdurch nicht berührt. Skonti-Zu-
sagen gelten nur für den Fall, dass sich 
der Mieter mit der Bezahlung früherer 
Vermietungen oder anderen zwischen 
Vermieter und Mieter bestehenden Ver-
tragsverhältnissen nicht im Rückstand 
befindet.
4. Die Aufrechnung mit etwaigen vom 
Vermieter bestrittenen oder nicht 
rechtskräftig festgestellten Gegenan-
sprüchen des Mieters ist nicht statt-
haft. Ein Zurückbehaltungsrecht kann 
der Mieter nur geltend machen, soweit 
es auf Ansprüchen aus dem Mietvertrag 
beruht. Wenn eine Mängelrüge geltend 
gemacht wird, dürfen Zahlungen des 
Mieters in einem Umfang zurückgehal-
ten werden, die in einem angemessenen 
Verhältnis zu den aufgetretenen Män-
geln stehen.
5. Hat der Mieter dem Vermieter eine 
Kaution gestellt, so ist der Vermieter be-
rechtigt, bei Beendigung des Mietvertra-
ges mit den ihm aus dem Mietvertrag zu-
stehenden Ansprüchen gegenüber dem 
Kautionsrückzahlungsanspruch die Auf-
rechnung zu erklären. Eine Verzinsung 
der Kaution findet nicht statt.
6. Zahlungen dürfen an Angestellte des 
Vermieters nur erfolgen, wenn diese eine 

gültige Inkassovollmacht vorweisen.

VII. Fristen und Verzug
1. Fristen und Termine sind nur dann 
verbindlich vereinbart, wenn sie vom 
Vermieter ausdrücklich so bezeichnet 
worden sind. Die Frist beginnt mit Zu-
standekommen des Vertrages, jedoch 
nicht vor der Beibringung etwaiger vom 
Mieter zu beschaffenden Unterlagen, 
Genehmigungen sowie Freigaben.
2. Die Einhaltung der Frist setzt die Er-
füllung der Vertragspflichten des Mie-
ters voraus.

VIII. Pflichten des Mieters, Besichti-
gungsrecht
Der Mieter ist verpflichtet,
1. vor Inbetriebnahme des Mietgegen-
stands die Bedienungsanleitung und die 
Sicherheitsanweisungen bei Gebrauch 
der Mietsache jederzeit zu beachten und 
sich bei Rückfragen unverzüglich an den 
Vermieter zu wenden;
2. den Mietgegenstand vor Überbean-
spruchung in jeder Weise zu schützen;
3. für sach- und fachgerechte Wartung 
und Pflege des Mietgegenstandes Sorge 
zu tragen, insbesondere Betriebsstoffe 
(Wasser, Öle, Fette, Kraftstoffe), Reini-
gungsmittel usw. nur in einwandfreier 
Beschaffenheit oder wie in der Betriebs-
anleitung oder vom Vermieter ausdrück-
lich vorgeschrieben zu verwenden;
4. bei Beschädigungen oder Funktions-
störungen erforderlichenfalls den Miet-
gegenstand sofort außer Betrieb zu set-
zen und eine Weisung des Vermieters 
abzuwarten;
5. ihm obliegende notwendige Instand-
setzungsarbeiten unverzüglich sach- 
und fachgerecht unter Verwendung von 
Original- oder gleichwertigen Ersatztei-
len auf seine Kosten vornehmen zu las-
sen. Die erforderlichen Ersatzteile sind 
über den Vermieter zu beziehen;
6. den Mietgegenstand gegen Diebstahl 
etc. und außerhalb der Arbeitszeit so gut 
wie möglich gegen Witterungseinflüsse 
zu schützen;
7. dafür Sorge zu tragen, dass der Miet-
gegenstand nur durch geschulte und 
eingewiesene Personen bedient wird, 
die hierzu körperlich und geistig in der 
Lage sind. Sofern für den Betrieb des 
Mietgegenstandes besondere Lizenzen 
oder Erlaubnisse erforderlich sind, hat 
der Mieter sicherzustellen, dass diese 
vorhanden und gültig sind;
8. dem Vermieter nach entsprechender 
vorheriger Ankündigung die Besichti-
gung und Untersuchung des Mietgegen-
standes auf eigene Kosten zu ermöglich 
und in jeder Weise zu erleichtern.

IX. Rechte des Vermieters
1. Bei vertragswidrigem Verhalten des 
Mieters ist der Vermieter zur Rücknah-
me der Mietsache nach Mahnung und 
Rücktrittserklärung berechtigt und der 
Mieter zur Herausgabe verpflichtet.
2. Sämtliche Kosten der Rücknahme des 
Mietgegenstandes trägt der Mieter.

X Untervermietung und besondere 
Pflichten
Der Mieter ist nicht berechtigt, den Miet-
gegenstand unterzuvermieten oder 
Dritten Rechte an dem Mietgegenstand 
einzuräumen oder Rechte aus dem Miet-
vertrag abzutreten. Sollte ein Dritter 
durch Beschlagnahme, Pfändung oder 
dergleichen Rechte an dem Mietgegen-
stand geltend machen, so ist der Mie-
ter verpflichtet, den Vermieter hiervon 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Der 
Dritte ist durch den Mieter schriftlich auf 
das Eigentum des Vermieters hinzuwei-
sen.

XI. Rückgabe der Mietsache
Der Mieter hat den Mietgegenstand be-
triebsbereit, gereinigt und vollgetankt 
(III.4.) mit allen Zubehörteilen dem Ver-
mieter zu übergeben oder zur Abholung 
bereitzustellen.
2. Ist eine Abholung durch den Vermie-
ter vereinbart, so hat der Mieter den 
Mietgegenstand so rechtzeitig bereit-
zustellen, dass die Abholung innerhalb 
der Geschäftszeiten des Vermieters ge-
währleistet ist.
3. Befindet sich der Mietgegenstand bei 
Rückgabe nicht in einem vertragsgemä-
ßen Zustand und ist dies auf eine Verlet-
zung der Mieterpflichten nach Abschnitt 
VIII. zurückzuführen, so verlängert sich 
die Mietzeit um die Zeit, die zur Wieder-
herstellung des vertragsgemäßen Zu-
standes der Mietsache üblicherweise 
erforderlich ist.
4. Sollte es dem Mieter schuldhaft nicht 
möglich sein, den Mietgegenstand zu-
rückzugeben, so ist er zum Schadens-
ersatz verpflichtet. Bei Geldersatz ist 
der Betrag zu leisten, der zur Beschaf-
fung eines gleichwertigen Gerätes am 
vereinbarten Rücklieferungsort und im 
Zeitpunkt der Entschädigungsleistung 
erforderlich ist.
5. Der Verlust oder die Beschädigung der 
Mietsache durch eine Straftat ist unver-
züglich der zuständigen Polizeibehörde 
anzuzeigen. Ein Nachweis der Anzeige 
ist dem Vermieter zu übergeben.
6. Der Umfang, der vom Mieter zu vertre-
tenden Mängel und Beschädigungen ist 
dem Mieter mitzuteilen; es ist ihm Gele-
genheit zur Nachprüfung zu geben.
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7. Die Kosten der zur Behebung der Män-
gel erforderlichen Instandsetzungsar-
beiten sind seitens des Vermieters dem 
Mieter in geschätzter Höhe möglichst 
vor Beginn der Instandsetzungsarbeiten 
mitzuteilen.
8. Besteht über den Zustand des Miet-
gegenstands sowie über Reparaturzeit 
und Kosten Uneinigkeit, so ist der Miet-
gegenstand durch einen öffentlich be-
stellten und vereidigten Sachverständi-
gen untersuchen zu lassen.
9. Der Sachverständige hat hierzu ein 
Gutachten anzufertigen. Die Kosten für 
den Sachverständigen tragen Vermieter 
und Mieter zu gleichen Teilen.
10. Wenn die Parteien sich über die Per-
son des Sachverständigen nicht einigen, 
so ist der Sachverständige durch die 
Handwerkskammer, in deren Bezirk der 
Vermieter seinen Sitz hat, zu benennen.
11. Die ordnungsgemäße Rücklieferung 
des Mietgegenstands gilt als vom Ver-
mieter anerkannt, wenn nicht spätestens 
14 Tage nach Rückgabe oder Abholung 
des Mietgegenstands eine Mängelanzei-
ge in Schrift- oder Textform an den Mie-
ter abgesandt ist.

XII. Kündigung
Der über eine bestimmte Mietzeit ab-
geschlossene Mietvertrag ist für beide 
Parteien grundsätzlich unkündbar. Eine 
Kündigung aus wichtigem Grund bleibt 
hiervon unberührt. Ein wichtiger Grund 
liegt insbesondere dann vor, wenn
1. nach Vertragsabschluss dem Vermie-
ter Tatsachen bekannt werden, nach 
denen sich die Kreditwürdigkeit des Mie-
ters nach bankmäßigen Gesichtspunk-
ten mindert und dadurch die Durchfüh-
rung des Vertrages gefährdet wird;
2. der Mieter ohne Einwilligung des Ver-
mieters den Mietgegenstand oder einen 
Teil desselben nicht vertragsgemäß ver-
wendet oder an einen anderen als im 
Vertrag angegebenen Ort verbringt oder 
einem Dritten überlässt;
3. bei Vernachlässigung der dem Mieter 
nach Ziffer VIII. obliegenden Pflichten, 
wodurch der Mietgegenstand erheblich 
gefährdet ist, sofern der Mieter einer vo-
rangegangenen Aufforderung des Ver-
mieters zur Abhilfe innerhalb einer an-
gemessenen Frist nicht nachgekommen 
ist;
4. der Mietgegenstand dem Mieter nicht 
rechtzeitig übergeben wird und der Ver-
mieter auch keinen gleichwertigen Er-
satz stellen kann..

XIII. Haftungsbegrenzung - Schadens-
ersatz
1. Hat der Vermieter nach den gesetzli-
chen Bestimmungen für einen Schaden 
aufzukommen, der leicht fahrlässig ver-
ursacht wurde, so haftet der Vermieter 
beschränkt: Die Haftung besteht nur bei 
Verletzung vertragswesentlicher Pflich-
ten, etwa solcher, die der Mietvertrag 
dem Vermieter nach seinem Inhalt und 
Zweck gerade auferlegen will oder deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durch-
führung des Mietvertrages überhaupt 
erst ermöglicht und auf deren Einhal-
tung der Mieter regelmäßig vertraut und 
vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den 
bei Vertragsabschluss vorhersehbaren 
typischen Schaden begrenzt. Ausge-
schlossen ist die persönliche Haftung 
der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungs-
gehilfen und Betriebsangehörigen des 
Vermieters für von ihnen durch leichte 
Fahrlässigkeit verursachte Schäden.
2. Die vom Mieter gegenüber dem Ver-
mieter geltend zumachenden Ansprü-
che verjähren nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. Es besteht jedoch eine 
Ausschlussfrist von sechs Monaten, so-
fern der Vermieter schriftlich einen An-
spruch des Mieters als unbegründet zu-
rückgewiesen hat.
3. Die Haftungserleichterung und Ver-
jährungsverkürzung in den Ziffern 1 und 
2 gilt nicht für Schäden, die auf einer 
grob fahrlässigen oder vorsätzlichen 
Verletzung von Pflichten des Mieters, 
seines gesetzlichen Vertreters oder sei-
nes Erfüllungsgehilfen beruhen sowie 
bei Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit.

XIV. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzu-
wendendes Recht
1. Erfüllungsort und ausschließlicher 
Gerichtsstand für sämtliche zwischen 
den Parteien sich aus dem Vertrags-
verhältnis ergebenden gegenwärtigen 
und zukünftigen Streitigkeiten ist der 
Hauptsitz des Vermieters, wenn beide 
Vertragsparteien Kaufleute im Sinne des 
HGB oder juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts oder öffentlich-recht-
liche Sondervermögen sind (§ 38 ZPO). 
Ansonsten gelten die gesetzlichen Be-
stimmungen.
2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn 
der Mieter keinen allgemeinen Gerichts-
stand im Inland hat, nach Vertragsab-
schluss seinen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthaltsort aus dem Inland 
verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhn-
licher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt ist.

XV. Salvatorische Klausel
Sollten einzelne Bestimmungen dieses 
Vertrages unwirksam oder undurchführ-
bar sein oder nach Vertragsschluss un-
wirksam oder undurchführbar werden, 
bleibt davon die Wirksamkeit des Vertra-
ges im Übrigen unberührt. An die Stelle 
der unwirksamen oder undurchführba-
ren Bestimmung soll diejenige wirksa-
me und durchführbare Regelung treten, 
deren Wirkungen der wirtschaftlichen 
Zielsetzung am nächsten kommen, die 
die Vertragsparteien mit der unwirk-
samen bzw. undurchführbaren Bestim-
mung verfolgt haben. Die vorstehenden 
Bestimmungen gelten entsprechend 
für den Fall, dass sich der Vertrag als lü-
ckenhaft erweist.

XVI. Datenschutz
Die Datenverarbeitung erfolgt zur Ver-
tragsdurchführung und zur Direktwer-
bung und beruht auf Art. 6 Abs. 1 b), f) 
DSGVO. Eine Weitergabe der Daten an 
Dritte findet ausschließlich im Rahmen 
und zum Zweck von Bonitätsauskünften 
an entsprechende Auskunfteien statt. 
Die Daten werden gelöscht, sobald sie 
für die Zweckerfüllung nicht mehr er-
forderlich sind. Der Mieter kann der Ver-
wendung seiner Daten zum Zweck der 
Direktwerbung jederzeit widersprechen 
und ist berechtigt, Auskunft über die 
beim Vermieter gespeicherten Daten 
zu beantragen sowie Berichtigung oder 
Löschung der Daten zu fordern. Darüber 
hinaus hat der Mieter ein Beschwerde-
recht bei der Aufsichtsbehörde (Landes-
beauftragter für den Datenschutz).
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